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Liebe Leserin, lieber Leser,
nach der Bundestagswahl im Februar 2025, aus der die CDU/CSU als 
stärkste Kraft hervorgegangen ist, und den sich anschließenden Koali-
tionsverhandlungen mit der SPD haben wir seit dem 6.5.2025 eine neue 

Bundesregierung. Auch wenn die Wahl von Bundeskanzler Friedrich Merz 

nicht ganz reibungslos verlief, wünschen wir der neuen Bundesregierung 
einen guten Start. Der zuvor am 5.5.2025 unterschriebene Koalitions-

vertrag zwischen beiden Parteien sieht zahlreiche steuerliche Änderun-

gen vor, die sowohl Unternehmen als auch Privatpersonen betreɆen. So 
sollen z. B. Investitionen durch degressive Abschreibungen gefördert, 
die Körperschaftsteuer ab 2028 schrittweise von 15 % auf 10  % gesenkt 
oder die Pendlerpauschale ab dem ersten Kilometer auf 38 Cent erhöht 

werden. Da viele der geplanten Maßnahmen unter einem Finanzierungs-

vorbehalt stehen, bleibt abzuwarten, welche tatsächlich umgesetzt wer-
den. Dies werden die nächsten Wochen und Monate zeigen.

US-Präsident Donald Trump hat in den vergangenen Wochen immer 

wieder Zollerhöhungen angekündigt, umgesetzt und teilweise wieder 
zurückgenommen. Zölle sind Abgaben, die bei der Einfuhr von Waren 
erhoben werden. Sie dienen dem Staat als Einnahmequelle und erhöhen 
die Preise für Importe aus dem Ausland. Gleichzeitig kann dies zu Preis-

vorteilen bei im Inland produzierten Waren führen – mit der Folge, dass 
lokale Unternehmen vor der Konkurrenz aus dem Ausland geschützt und 

Arbeitsplätze gefördert werden. Ob diese Politik von Donald Trump auf-

geht, bleibt abzuwarten, da viele Länder mit Gegenzöllen auf Waren aus 
den USA reagieren. Doch wie können Unternehmen mit dieser Rechts-

unsicherheit umgehen und wer muss bei bestehenden Lieferverträgen 
für die neuen Zölle aufkommen?

Zu diesen und allen weiteren Themen wünscht Ihnen das Redaktions-

team von „Steuern und Wirtschaft aktuell“ eine informative Lektüre! 
Genießen Sie den kommenden Sommer und bleiben Sie gesund!

Mit freundlichen Grüßen
Ihr Michael Baum 

Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Partner
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Mai

31. Mai 2025

	■ Sehr stromintensive Unternehmen können Beihilfen 
für indirekte CO

2
-Kosten beantragen. Die Antrags-

frist auf Strompreiskompensation für das Jahr 2024 

läuft jetzt ab und kann nicht verlängert werden. Der 

Antrag ist elektronisch zu stellen und von einem Wirt-

schaftsprüfer zu prüfen.

	■ Eigenversorger mit und Eigenerzeuger von elek-
trischer Energie müssen bestimmte Basisangaben 

sowie die selbst erzeugten und selbst verbrauchten 

umlagepflichtigen Strommengen an den Über-

tragungsnetzbetreiber mitteilen.

	■ Stromintensive Unternehmen sowie Elektrizitäts-

versorgungsunternehmen müssen die im Vorjahr 

gelieferten und verbrauchten Strommengen für 
EnFG-Endabrechnungen gegenüber dem Über-

tragungsnetzbetreiber mitteilen. Voraussetzung ist 

der Prüfungsvermerk eines Wirtschaftsprüfers.

Juni
 
2. Juni 2025

	■ Nach einer umwandlungssteuerlichen Einbringung 
von Betrieben, Teilbetrieben, Mitunternehmeranteilen 
oder Anteilen an einer Kapitalgesellschaft in eine 

Kapitalgesellschaft muss in den folgenden sieben 
Jahren gegenüber dem zuständigen Finanzamt 
gemeldet werden, 
– wem die Anteile an der übernehmenden Kapital-

gesellschaft, die der Einbringende als Gegenleistung 
erhalten hat, und 
– wem die eingebrachten Anteile an Kapitalgesell- 

schaften 

	 zuzurechnen sind. Nachzuweisen sind die Verhält-

nisse zum abgelaufenen Jahrestag der Einbringung.

	■ Kapitalgesellschaften müssen ihre Gesellschafter 

über die Möglichkeit zum Widerspruch gegen 
die Mitteilung der Kirchenzugehörigkeit durch 

das Bundeszentralamt für Steuern an die Gesell-

schaften im Zusammenhang mit der Einbehaltung 

vWichtige Fristen und Termine 2025

von Abgeltungsteuer auf Dividendenzahlungen im 

Jahr 2025 informieren.

	■ Die Jahressteuererklärungen 2023, die durch 
einen Steuerberater erstellt werden, müssen nun ab-

gegeben werden. Die Abgabefrist wurde aufgrund der 

Coronakrise um drei Monate verlängert.

30. Juni 2025

	■ SteuerpÁichtige mit Tochtergesellschaften oder Be-

triebsstätten im Ausland müssen außergewöhnliche 
Geschäftsvorfälle des Vorjahres mit ausländischen 

verbundenen Unternehmen dokumentieren. 

	■ Kleine Kapitalgesellschaften müssen ihren Jahres-
abschluss zum 31.12.2024 aufstellen. Bei einem 

vom Kalenderjahr abweichenden Geschäftsjahr endet 

die Aufstellungsfrist für den Jahresabschluss sechs 

Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres.

	■ Unternehmer, die nicht in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union ansässig sind, müssen, um ihre 
in Deutschland gezahlte Umsatzsteuer erstattet zu 

bekommen, beim Bundeszentralamt für Steuern 
einen Vorsteuervergütungsantrag stellen.

	■ Kirchensteuerpflichtige Personen können beim 

Bundeszentralamt für Steuern einen optionalen 
Sperrvermerk hinsichtlich der Religionszu-
gehörigkeit beantragen. Dadurch kann der Abzug 

von Kirchensteuer auf Zins- und Dividendenerträge 

etc. durch Banken oder Kapitalgesellschaften ver-

hindert werden.

	■ SteuerpÁichtige und Unternehmen sollten zur Ver-
meidung von Nachzahlungszinsen ihre zu er-

wartenden Steuernachzahlungen für das Jahr 2023 

an das zuständige Finanzamt überweisen. Ent-

sprechende freiwillige Zahlungen sollten dort bis 

zum 30.6.2025 eingegangen sein. Erstattungs- und 

Nachzahlungszinsen werden coronabedingt erst ab 

dem 1.7.2025 berechnet.

	■ Stromintensive Unternehmen können die teil-

weise Befreiung von der KWKG-Umlage und OɆshore- 
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August 

31. August 2025

	■ Gesellschafter einer großen oder mittelgroßen 
Kapitalgesellschaft (z. B. GmbH) müssen den ge-

prüften Jahresabschluss zum 31.12.2024 feststellen 

und einen Beschluss über die Ergebnisverwendung 

des Geschäftsjahres 2024 fassen. Entsprechende 

Gesellschaften mit einem vom Kalenderjahr ab-

weichenden Geschäftsjahr haben zu beachten, dass 
die Frist zur Feststellung des Jahresabschlusses und 

für den Beschluss über die Ergebnisverwendung acht 

Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres endet.

	■ Unternehmen, die Umstrukturierungen planen, 
müssen Verschmelzungen, Spaltungen und ähn-

liche Vorgänge bis zum 31.8.2025 beim Handels-
register anmelden, damit diese steuerlich ggf. auf 
den 31.12.2024 zurückwirken können.

September

30. September 2025

	■ Unternehmer, die in Deutschland oder in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union an-

sässig sind, müssen, um ihre im jeweiligen euro-

päischen Ausland gezahlte Umsatzsteuer erstattet 

zu bekommen, einen Vorsteuervergütungsantrag 
stellen. Die Anträge sind elektronisch bei der zu-

ständigen Finanzbehörde im Ansässigkeitsstaat ein-

zureichen.durch Banken oder Kapitalgesellschaften 

verhindert werden.

Hinweis: 
Die Übersicht der wichtigen Fristen und Termine ent-

hält lediglich eine Auswahl an besonderen Fristen. 

Regelmäßig wiederkehrende Fristen und Termine, z. B. 
Umsatz- und Lohnsteuervoranmeldungen, Kapitaler-
tragsteueranmeldungen oder auch Zahlungstermine, 
bleiben zugunsten der Prägnanz ungenannt.

Netzumlage für 2026 beantragen. Voraussetzung ist 

der Prüfungsvermerk eines Wirtschaftsprüfers.

	■ BrennstoɆkostenintensive Unternehmen können 

nach der BECV (BEHG-Carbon-LeakageVerordnung) 
einen Antrag auf Kompensation zum Erhalt der 

grenzüberschreitenden Wettbewerbsfähigkeit 

stellen.

Juli
 
31. Juli 2025

	■ Zwecks Sicherstellung des Vorsteuerabzugs müssen  

UmsatzsteuerpÁichtige spätestens jetzt unterneh
merisch genutzte Wirtschaftsgüter/Vermögens- 
gegenstände bei einem bestehenden Zuordnungs-
wahlrecht dem Unternehmens- oder Privatvermögen 

zuordnen und die Zuordnung dokumentieren.

	■ Stromintensive Unternehmen, deren Umlage-

befreiung mehr als 100.000 € beträgt, haben er-
weiterte MitteilungsverpÁichtungen und müssen 

dem Übertragungsnetzbetreiber nun bestimmte An-

gaben übermitteln.

	■ Ein Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft, der nach 
dem 30.6.2021 in einen anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder des Europäischen Wirt-

schaftsraums gezogen ist und dem die sog. Weg-
zugssteuer in Deutschland gestundet wird, hat dem 
ehemaligen WohnsitzÀnanzamt seine zum 31.12.2024 
gültige Anschrift mitzuteilen und zu bestätigen, dass 
die Anteile an der Kapitalgesellschaft ihm oder ggf. 

seinem Rechtsnachfolger weiterhin zuzurechnen 

sind. Bei einem Wegzug bis zum 30.6.2021 endete 

die Frist bereits am 31.1.

	■ Alle Steuerpflichtigen, die ihre Jahressteuerer
klärungen 2024 selbst erstellen, müssen diese nun 
abgeben. Werden die Steuererklärungen durch einen 

Steuerberater erstellt, gilt eine grundsätzliche Fristver-
längerung bis zum 30.4.2026.
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Steuerpläne der neuen Bundes-
regierung im Koalitionsvertrag 
2025

Der neue Koalitionsvertrag „Verantwortung für 
Deutschland“ der neuen Bundesregierung, bestehend 
aus CDU, CSU und SPD, sieht zahlreiche steuerliche 
Änderungen vor, die sowohl Unternehmen als auch 
Privatpersonen betreɆen. Wir haben die wichtigsten 
Punkte für Sie zusammengefasst.

Der am 5.5.2025 unterschriebene Koalitionsvertrag der 

neuen Bundesregierung enthält folgende wesentliche 

Änderungen für Unternehmen und Privatpersonen:

Steuerliche Änderungen für Unternehmen
	■ Unternehmen können in den Jahren 2025 bis 2027 

eine 30  %ige degressive Abschreibung auf neue be-

wegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens vor-

nehmen (sog. Investitions-Booster). 

	■ Die Körperschaftsteuer wird ab 2028 schrittweise von 

derzeit 15 % innerhalb von fünf Jahren auf 10 % gesenkt.

	■ Das Optionsmodell, nach dem sich Personengesell-
schaften wie Kapitalgesellschaften besteuern lassen 

können, soll wesentlich verbessert werden.

	■ Deutliche Verbesserungen sollen auch für die The

saurierungsbegünstigung, nach der Personengesell-
schaften und Einzelunternehmen unter bestimmten 

Voraussetzungen thesaurierte Gewinne mit einem be-

günstigten Steuersatz von 28,25  % besteuert werden 
können, erfolgen. 

	■ Zudem soll geprüft werden, ob ab 2027 neu ge-

gründete gewerbliche Unternehmen unabhängig von 

ihrer Rechtsform stets wie Kapitalgesellschaften be-

steuert werden können.

	■ Zur Förderung der E-Mobilität ist eine Sonder-

abschreibung für E-Fahrzeuge vorgesehen. Zudem 

sollen E-Dienstwagen bei Anwendung der 1-%-Rege-

lung durch Anhebung der Bruttolistenpreisgrenze auf 

100.000 € begünstigt werden.

	■ Im Bereich der Gewerbesteuer soll der Mindest

hebesatz von 200  % auf 280  % angehoben und 

Scheinsitzverlegungen in Gewerbesteuer-Oasen be-

kämpft werden.

	■ Die Forschungszulage soll deutlich verbessert und 

vereinfacht werden.

	■ Arbeiten auf internationaler Ebene für eine dauer-

hafte Vereinfachung der Mindeststeuer werden unter-

stützt, wobei grundsätzlich an der Mindeststeuer für 
große Konzerne festgehalten wird.

	■ Ab 2026 wird der Umsatzsteuersatz für Speisen in 

der Gastronomie dauerhaft auf 7  % gesenkt. Diese 
Regelung gilt jedoch nicht für Getränke.

Steuerliche Änderungen für Privatpersonen
	■ Ab dem 1.1.2026 soll eine einheitliche Pendler-

pauschale von 38 Cent pro Kilometer ab dem ers-

ten Kilometer gelten. Derzeit kann die Pauschale von 

38 Cent erst ab dem 21. Entfernungskilometer an-

gesetzt werden, während die Pauschale für die ersten 
20 Kilometer 30 Cent beträgt.

	■ Zuschläge für Mehrarbeit (Überstunden) sollen künf-

tig steuerfrei sein.

	■ Freiwillig weiterarbeitende Rentner erhalten ab Er-

reichen des gesetzlichen Rentenalters eine Steuer-

befreiung von bis zu 2.000 € auf ihr Gehalt.

	■ Kleine und mittlere Einkommen sollen schrittweise 

durch die Senkung der Einkommensteuer entlastet 

werden.

	■ Der Alleinerziehenden-Entlastungsbetrag soll erhöht 

oder weiterentwickelt werden, um die Ànanzielle  
Situation Alleinerziehender zu verbessern.

	■ Um das Ehrenamt zu stärken, soll die Übungsleiter-
pauschale auf 3.300 € (bisher: 3.000 €) und die 

Ehrenamtspauschale auf 960 € (bisher: 840 €) er-

höht werden.

Weitere steuerliche Maßnahmen
	■ Auf europäischer Ebene soll die Einführung einer 

Finanztransaktionssteuer unterstützt werden.

	■ Bei der Stromsteuer soll eine schnelle Entlastung um 

mindestens 5 Cent pro kWh erfolgen.

	■ Die Kosten für energetische Sanierungen geerbter 

Immobilien werden steuerlich absetzbar.
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	■ Für Geschäfte mit einem jährlichen Umsatz von 

über 100.000 € wird eine RegistrierkassenpÁicht 
eingeführt.

	■ Die verpÁichtende Ausgabe von Kassenbons soll ab-

geschaɆt werden.

	■ Im Bereich der Gemeinnützigkeit soll die Freigrenze 

für einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb auf 

50.000 € erhöht, der Katalog der gemeinnützigen 
Zwecke modernisiert und gemeinnützige Organisa-

tionen mit geringen Einnahmen von der zeitnahen 

Mittelverwendung ausgenommen werden.

Fazit: 
Der Koalitionsvertrag 2025 bringt umfassende 

steuerliche Änderungen mit sich, die sowohl 
Unternehmen als auch Privatpersonen be-

treɆen. Viele Maßnahmen stehen unter einem 
Finanzierungsvorbehalt und ihre tatsächliche Um-

setzung hängt von der Haushaltslage ab. Zudem 

bleibt abzuwarten, wie die Umsetzung der Maß-

nahmen konkret erfolgen wird.

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Änderungen der Rechte und 
MitwirkungspÁichten bei 
Betriebsprüfungen

Das BundesÀnanzministerium hat am 17.2.2025 
geänderte Hinweise auf die wesentlichen Rechte 
und MitwirkungspÁichten des SteuerpÁichtigen 
bei Betriebsprüfungen veröffentlicht. Die Hin-
weise werden den Prüfungsanordnungen als An-
lage beigefügt und gelten in der Neufassung ab 
dem 1.1.2025.

Das BundesÀnanzministerium hat die zuletzt im Jahr 
2013 geänderten Hinweise auf die wesentlichen Rech-

te und Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen 

bei Betriebsprüfungen am 17.2.2025 aktualisiert. Die 

Neufassung berücksichtigt zwischenzeitlich erfolgte 

Gesetzesänderungen. Insbesondere wurden folgende 

Hinweise ergänzt bzw. angepasst:

	■ Kommt der Steuerpflichtige seinen Mitwirkungs-

pÁichten bei der Betriebsprüfung nicht nach, kann er 

zur Mitwirkung in einem sog. Mitwirkungsverlangen 

aufgefordert werden und es kann ein Mitwirkungs-

verzögerungsgeld (ggf. mit Zuschlag) festgesetzt 

werden.

	■ Das Finanzamt kann bereits mit der Prüfungs-

anordnung die Vorlage von Unterlagen verlangen.

	■ Elektronisch aufbewahrte Unterlagen sind auf An-

forderung in einem maschinell auswertbaren Format 

zu übertragen. Neben der Überlassung von Daten-

trägern können die Daten nunmehr auch über eine 

Datenaustauschplattform bereitgestellt werden, so-

weit die Finanzbehörde hierfür einen Zugang eröɆnet 
hat.

	■ Betriebsprüfungsberichte können nicht nur schrift-

lich, sondern auch in elektronischer Form ergehen.

	■ Es wurden Regelungen zur Wahrung der Sicherheit 

der elektronischen Kommunikation mit der Finanz-

behörde eingefügt. Bei der Überlassung von Daten an 

die Finanzbehörde über Datenträger sollten die Daten 

mit Passwörtern geschützt werden. Geschützte 

Archiv-Dateiformate (z. B. ZIP), BitLockerverschlüs-

selte oder hardwareverschlüsselte Datenträger wer-

den empfohlen. Die Finanzbehörden übermitteln sen-

sible Daten grundsätzlich verschlüsselt und bieten 

hierzu oftmals sichere Datenaustauschplattformen 

an. Eine unverschlüsselte Kommunikation über E-Mail 

ist nur bei schriftlicher Einwilligung aller betroɆenen 
Personen auf ausdrücklichen Wunsch des Steuer-

pÁichtigen möglich.

Hinweis: 
Die Regelung zum Mitwirkungsverlangen wurde 

mit Wirkung zum 1.1.2025 gesetzlich neu ein-

geführt. Die AuɆorderung zur Mitwirkung kann 
sechs Monate nach Bekanntgabe der Prüfungs-

anordnung erteilt werden. Kommt der Steuer-

pÁichtige der AuɆorderung nicht fristgerecht nach, 
wird ein Mitwirkungsverzögerungsgeld festgesetzt.
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FÜR PERSONENGESELLSCHAFTEN

Neues zur Thesaurierungs
begünstigung

Ein komplexes Instrument mit wenig Durchschlags-
kraft in der Praxis – so lautet die häuÀge und wohl 
auch berechtigte Kritik an der Thesaurierungs-
begünstigung. Mit dem Wachstumschancengesetz 
vom 27.3.2024 implementierte der Gesetzgeber 
die ersten wesentlichen Verbesserungen der Re-
gelung. Diese nahm das BundesÀnanzministerium 
am 12.3.2025 zum Anlass, ein neues Anwendungs-
schreiben zu veröɆentlichen.

Die Thesaurierungsbegünstigung ermöglicht es den 

Gesellschaftern einer Personengesellschaft seit 2008, 
nicht entnommene Gewinne pauschal mit 28,25  % (zzgl. 
Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) zu besteuern 

(Wahlrecht) und so eine ähnliche Steuerbelastung in 

Anspruch zu nehmen, wie sie für Kapitalgesellschaften 
gilt. Der progressive Einkommensteuertarif kommt für 

diesen Teil der Einkünfte nicht zur Anwendung. Bei 

späterer Entnahme der Gewinne aus dem Betriebs-

vermögen Àndet eine Nachversteuerung mit 25  % (zzgl. 
Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) statt, ähn-

lich der Abgeltungsteuer auf Ausschüttungen einer 

Kapitalgesellschaft.

Die Idee ist, die Eigenkapitalausstattung von Personen
gesellschaften zu stärken, indem die begünstigte Be-

steuerung einen Anreiz schaɆt, Gewinne zu thesaurieren 
und Personen- und Kapitalgesellschaften annähernd 

gleich zu belasten.

Das Anwendungsschreiben des Bundesfinanzminis

teriums vom 12.3.2025 soll als Interpretationshilfe 

für den Gesetzestext in der Fassung des Wachstums

chancengesetzes vom 27.3.2024 dienen und enthält zu 

diesem Zweck zahlreiche Erläuterungen und Beispiele. 

Es richtet sich in erster Linie an Steuerberater, die mit 
der Umsetzung der komplexen Regelungen umgehen 

müssen. Das BundesÀnanzministerium hat es allerdings 
verpasst, die Intention des Gesetzgebers, die Attraktivi-
tät der Thesaurierungsbegünstigung zu steigern, umzu-

setzen, weshalb die Zahl der Anwenderfälle sich wohl 
nicht wesentlich vergrößern wird. Bedeutende Kritik-

punkte an der bisherigen Verwaltungsanweisung bleiben 

unverändert bestehen:

 

1. Verwendungsreihenfolge bei der Entnahme von be-     

     trieblichen Mitteln

Nach der sehr proÀskalischen AuɆassung der Finanz-

verwaltung gilt bei Entnahmen das Last-in- Àrst-out-
Prinzip. Zuerst gilt der Gewinn des laufenden Jahres 

und dann bereits die in den Vorjahren begünstigt be-

steuerten Beträge als entnommen. Letztere lösen die 
Nachversteuerung aus. Erst danach können die regulär 

versteuerten Altgewinne steuerneutral entnommen wer-

den. Empfehlenswert ist es daher, vor der erstmaligen 
Inanspruchnahme der Thesaurierungsbegünstigung 

sämtliche Rücklagen zu entnehmen, was dem Ziel des 
Gesetzgebers, Personengesellschaften durch eine stärke-

re Eigenkapitalausstattung krisenresilienter zu machen, 
zuwiderläuft.

2. Übertragung von Geldbeträgen zwischen unterschied- 

    lichen Betriebsvermögen eines SteuerpÁichtigen

Grundsätzlich führt die Entnahme von sowohl Bar- als 

auch Sachmitteln zur Nachversteuerung. Überträgt 

ein Steuerpflichtiger einen Vermögensgegenstand 

aus einem Betriebsvermögen in ein anderes Betriebs- 

und nicht in sein Privatvermögen, kann er jedoch be-

antragen, die PÁicht zur späteren Nachversteuerung 
anteilig zusammen mit dem Vermögensgegenstand 

auf den übernehmenden Betrieb zu übertragen. Dies 

schließt das BundesÀnanzministerium allerdings aus, 
soweit Geldbeträge übertragen werden, obwohl dies so 
nicht im Gesetz steht. In diesen Fällen empÀehlt es sich, 
Einspruch gegen die Nachversteuerung einzulegen.

Empfehlung: 
Wie bereits viele Regierungen zuvor, verspricht auch 
die neue Bundesregierung, die Thesaurierungs-

begünstigung für die Unternehmen zu verbessern, 
sodass es sich empÀehlt, mit einer etwaigen erst-
maligen Inanspruchnahme der Regelung noch 

etwas abzuwarten.
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FÜR UNTERNEHMEN

Neue Verwaltungsanweisung 
zur Zinsschrankenregelung

Mit Wirkung zum 1.1.2024 wurde die Regelung der 
Zinsschranke an die europarechtlichen Vorgaben 
angepasst. Am 24.3.2025 erschien eine neue Ver-
waltungsanweisung, die auf die neuen Regelungen 
der Zinsschranke Bezug nimmt. Hierdurch wird der 
Anwendungsbereich der Zinsschranke erheblich 
ausgeweitet.

Durch das Kreditzweitmarktförderungsgesetz vom 

29.12.2023 wurde die Regelung zur Zinsschranke 

mit Wirkung zum 1.1.2024 an die europarechtlichen 

Anforderungen angepasst. In der am 24.3.2025 er-

schienenen neuen Verwaltungsanweisung wird nunmehr 

auf die gesetzlichen Änderungen Bezug genommen, wor-
aus die folgenden wesentlichen Neuerungen resultieren:

	■ Der BegriɆ der Zinsaufwendungen und -erträge wird 
zukünftig deckungsgleich deÀniert.

	■ Die Zinsschranke in der neuen Fassung sieht 

einen erheblich weiter gefassten BegriɆ der Zins-

aufwendungen aufgrund der europarechtlichen 

Vorgaben vor. Ab 2024 fallen deshalb auch Auf-

wendungen für Zinsswaps, Bereitstellungszinsen, 
Bürgschaftsgebühren, Arrangement Fees und ähn-

liche Aufwendungen unter die Zinsschranke. 

	■ Ab 2024 sind aktivierte Bauzeitzinsen im Falle der Ab-

schreibung oder AuÁösung des Aktivpostens als Zinsauf-
wendungen im Sinne der Zinsschranke zu qualiÀzieren. 

	■ Unter bestimmten Voraussetzungen sind Ausnahmen 

von der Zinsschranke vorgesehen. Die Ausnahme-

tatbestände finden jedoch keine Anwendung auf 

Zinsvorträge. 

	■ Die Zinsvorträge können in diesem Fall nur mit dem 

verrechenbaren EBITDA ausgeglichen werden. Die 

Verrechenbarkeit mit laufenden Zinserträgen ist 

lediglich möglich, soweit sie die laufenden Zinsauf-
wendungen übersteigen.

	■ Das Ausscheiden einer Organgesellschaft aus dem 

Organkreis gilt als Aufgabe eines Teilbetriebs und 

führt zu einem (anteiligen) Untergang von Zins- und 

EBITDA-Vorträgen.

	■ Soweit ein schädliches Ereignis (z. B. Aufgabe oder 

Übertragung des Betriebs) eintritt, gehen zwar die 
Zins- und EBITDA-Vorträge (anteilig) unter, die Zins
aufwendungen und das verrechenbare EBITDA des 

laufenden Jahres sind hiervon jedoch nicht betroɆen.

	■ Falls innerhalb einer Organschaft ein schädliches 

Ereignis eintritt, gehen auch die laufenden Zinsauf-
wendungen (anteilig) unter.

	■ Der Ausnahmetatbestand der Stand-alone-Klausel Àn-

det lediglich Anwendung, wenn die Voraussetzungen 
im gesamten Wirtschaftsjahr erfüllt sind.

	■ Ergänzend wird in der Verwaltungsanweisung er-

läutert, wie Zinsaufwendungen in langfristigen öɆent-
lichen Infrastrukturprojekten steuerlich zu behandeln 

sind.

Fazit: 
Die neue Verwaltungsanweisung enthält größten-

teils klarstellende Hinweise. Teilweise stellt sich 

jedoch die Frage, ob die darin enthaltenen Re-

gelungen von der Rechtsprechung mitgetragen 

werden. So sind beispielsweise die Erfassung von 

Zinsaufwendungen ohne Fremdkapitalüberlassung 

(Zinsswaps) oder der Untergang von laufenden 

Zinsaufwendungen bei schädlichen Ereignissen 

innerhalb der Organschaft nicht vom Gesetzes-

wortlaut gedeckt.

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Erfolglose Verfassungs-
beschwerde gegen Solidaritäts-
zuschlag

Das Bundesverfassungsgericht hat am 26.3.2025 
eine Verfassungsbeschwerde gegen das Solidari-
tätszuschlaggesetz zurückgewiesen. Damit ist die 
Erhebung des Solidaritätszuschlags rechtmäßig 
und nicht zu beanstanden.

Der Solidaritätszuschlag ist eine Ergänzungsabgabe 

zur Einkommen- und Körperschaftsteuer und wurde 

im Jahr 1991 zur Deckung des Finanzbedarfs aufgrund 

der deutschen Wiedervereinigung eingeführt. Mit dem 

Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags vom 
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10.12.2019 wurde beschlossen, dass der Solidaritäts-

zuschlag erst dann erhoben wird, wenn bestimmte Ein-

kommensschwellen überschritten werden. Seitdem ist 

der Solidaritätszuschlag, der 5,5  % der festgesetzten 
Einkommen- und Körperschaftsteuer beträgt, für rd. 
90  % der Einkommensteuerzahler entfallen, die nicht zu 
den Spitzenverdienern zählen.

Gegen dieses Gesetz richtete sich die beim Bundes-

verfassungsgericht einreichte Verfassungsbeschwerde. 

Das Verfahren wurde im Jahr 2020 durch Mitglieder des 

Vorstands der FDP-Bundestagsfraktion angestoßen. Ziel 
der Verfassungsbeschwerde war die vollständige Ab-

schaɆung des Solidaritätszuschlags ab dem Jahr 2020, 
da mit Auslaufen des Solidarpakts zum 31.12.2019 die 

Weitererhebung verfassungswidrig sei.

Am 26.3.2025 hat das Bundesverfassungsgericht 

diese eingereichte Verfassungsbeschwerde gegen 

das Solidaritätszuschlaggesetz zurückgewiesen. Der 

Solidaritätszuschlag stellt eine Ergänzungsabgabe im 

Sinne des Grundgesetzes dar, der einen aufgaben-

bezogenen Ànanziellen Mehrbedarf des Bundes voraus-

setzt. Es ist ausreichend, wenn dieser Mehrbedarf 
durch den Gesetzgeber in seinen Grundzügen umrissen 

wird. Die Ergänzungsabgabe ist aufzuheben oder anzu-

passen, wenn ein evidenter Wegfall oɆensichtlich ist. 
Der Gesetzgeber hat bei länger andauernder Erhebung 

eine BeobachtungsobliegenheitspÁicht.

Im Fall des Solidaritätszuschlags kann ein Wegfall des 

Mehrbedarfs aufgrund der Wiedervereinigung auch 

heute noch nicht festgestellt werden. Daher bestand 

und besteht keine VerpÁichtung des Gesetzgebers, den 
Solidaritätszuschlag ab dem Jahr 2020 abzuschaɆen.

Hinweis: 
Es ist davon auszugehen, dass Steuerbescheide, 
in denen Solidaritätszuschlag festgesetzt wird, 
künftig nicht mehr vorläuÀg festgesetzt werden. 
Zudem wird die Finanzverwaltung eingelegte Ein-

sprüche und Änderungsanträge voraussichtlich 

durch eine Allgemeinverfügung zurückweisen.

FÜR UNTERNEHMEN

Betriebsausgaben bei Holding
gesellschaften

Erzielt eine Holding-Personengesellschaft, deren Ge-
sellschafter natürliche Personen sind, ausschließ-
lich Dividendenerträge, können Verwaltungskosten 
für steuerliche Zwecke nur teilweise als Betriebs-
ausgaben abgezogen werden, da die Kosten in 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit teilweise 
steuerfreien Einnahmen stehen.

Der BundesÀnanzhof entschied am 27.11.2024, dass 
der Abzug von Verwaltungskosten bei einer Holding-

Personengesellschaft, an der natürliche Personen betei-
ligt sind, eingeschränkt ist, wenn diese ausschließlich  
Beteiligungen an Kapitalgesellschaften hält. Eine 

Holding GmbH & Co. KG erzielte ausschließlich Divi
dendenerträge aus ihren Beteiligungen an Kapital

gesellschaften. Sie machte verschiedene Betriebs

ausgaben geltend, u. a. Kosten für Abschluss- und 
Prüfungsarbeiten, Rechtsberatung, IHK-Mitgliedschaft 
und Zahlungsverkehr.

Die Dividendenerträge unterliegen dem Teileinkünfte-

verfahren, das bedeutet, dass 40  % der Einnahmen 
steuerfrei und 60  % steuerpÁichtig sind. Die Betriebs-

ausgaben der Holding-Personengesellschaft können 

daher nur anteilig in Höhe von 60  % abgezogen werden. 
Ein rechtlicher Zusammenhang zwischen Dividenden 

und Betriebsausgaben ist nicht erforderlich. Betriebs-

ausgaben können nur dann in voller Höhe abgezogen 

werden, wenn sie mit voll steuerpÁichtigen Einnahmen 
zusammenhängen.

Neben einer Finanzholding kann es sich auch um eine 

gemischte Holding mit operativen Tätigkeiten oder um 

eine Konzernholding mit Managementfunktionen han-

deln. In diesen Fällen kann eine Aufteilung der Ver-

waltungskosten erforderlich sein.

Hinweis: 
Eine mögliche Beschränkung der Betriebsaus-

gaben betriɆt nur die Holding-Personengesell-
schaft. Holding-Kapitalgesellschaften können ihre 

Kosten unbeschränkt abziehen.
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Abweisung von Einsprüchen zur 
Besteuerung von Erstattungs-
zinsen

Die Finanzverwaltung hat am 20.2.2025 mit 
einer Allgemeinverfügung alle Einsprüche und 
Änderungsanträge, in denen geltend gemacht wird, 
die Besteuerung von Erstattungszinsen als Ein-
nahmen aus Kapitalvermögen verstoße gegen das 
Grundgesetz, zurückgewiesen.

Erfolgen Steuerzahlungen oder -erstattungen nicht 

innerhalb von 15 Monaten nach Ablauf des Steuer-

jahres, sind Zinsen in Höhe von 0,15  % pro Monat bzw. 
1,8  % pro Jahr zu zahlen oder zu erstatten. Während 
diese steuerlichen Erstattungszinsen als Einnahmen 

aus Kapitalvermögen zu besteuern sind, dürfen die zu 
entrichtenden Nachzahlungszinsen weder als Werbungs-

kosten noch als Betriebsausgaben steuerlich abgezogen 

werden. Diese Ungleichbehandlung hat oft für Unmut 

gesorgt. Auch die Frage, ob diese verfassungsrechtlich 
haltbar sei, wurde immer wieder kritisch gesehen.

Zwischenzeitlich hat der BundesÀnanzhof mehrfach, zu-

letzt im Jahr 2014, entschieden, dass die Besteuerung von 
Erstattungszinsen als Einnahmen aus Kapitalvermögen –  

unabhängig von der Nichtabziehbarkeit von Nach-

zahlungszinsen – nicht gegen das Grundgesetz verstößt 
und damit nicht verfassungswidrig sei. Die gegen die 

Entscheidungen des BundesÀnanzhofs erhobenen Ver-
fassungsbeschwerden wurden vom Bundesverfassungs-

gericht im Juli 2023 nicht zur Entscheidung angenommen. 

Die Finanzverwaltung hat diese Rechtsprechung nun um-

gesetzt und am 20.2.2025 mittels einer Allgemeinver-

fügung alle eingelegten Einsprüche und Änderungsanträge, 
in denen geltend gemacht wurde, die Besteuerung von Er-
stattungszinsen als Einnahmen aus Kapitalvermögen ver-

stoße gegen das Grundgesetz, zurückgewiesen. Auf diese 
Weise muss nicht jeder SteuerpÁichtige, der gegen die Be-

steuerung von Erstattungszinsen vorgegangen ist, einzeln 
angeschrieben werden.

Hinweis: 
SteuerpÁichtige, die gegen die Allgemeinverfügung 
vorgehen wollen, müssen für ihren speziellen Fall 
innerhalb eines Jahres Klage bei dem für sie zu-

ständigen Finanzgericht einreichen.

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Erweiterte steuerliche 
BerichtigungspÁicht nach 
Betriebsprüfungen

Seit 2025 müssen Steuererklärungen berichtigt 
werden, wenn in einem Steuerbescheid, der nach 
einer Betriebsprüfung endgültig ergeht, Sachver-
halte enthalten sind, die sich auch auf andere Jahre 
oder Steuerarten auswirken.

Bislang mussten der Finanzverwaltung berichtigte 

Steuererklärungen eingereicht werden, wenn nachträg-

lich erkannt wurde, dass die ursprünglichen Erklärungen 
unrichtig oder unvollständig waren. Für ab 2025 ent-

stehende Steuern bzw. Prüfungsanordnungen ab dem 

1.1.2025 wurde die BerichtigungspÁicht gesetzlich er-
weitert. Steuererklärungen müssen jetzt auch dann be-

richtigt werden, wenn nach einer Betriebsprüfung ein 
geänderter Steuerbescheid ergeht und ein darin berück-

sichtigter Sachverhalt Auswirkungen auf andere Steuer-

erklärungen hat. Das können beispielsweise andere 

Steuerarten sein, die nicht geprüft wurden, oder Zeit-
räume, die auf den Betriebsprüfungszeitraum folgen. Ein 
Verstoß gegen die BerichtigungspÁicht kann als Steuer-
hinterziehung geahndet werden. 

Steuererklärungen müssen daher künftig auch geändert 

werden, wenn sie nach Ansicht des SteuerpÁichtigen 
den gesetzlichen Vorschriften entsprechen, der Be-

triebsprüfer für den gleichen Sachverhalt in einem ande-

ren Zeitraum aber eine abweichende RechtsauɆassung 
vertreten hat. Es besteht dringender Handlungsbedarf 

für Unternehmen, da Betriebsprüfungsberichte und da-

raus resultierende Änderungsbescheide systematisch 

ausgewertet werden müssen, um BerichtigungspÁichten 
frühzeitig zu erkennen. Tax-Compliance-Management-

Systeme sollten entsprechend angepasst werden. Bei 

abweichender RechtsauɆassung ist die Einlegung eines 
Einspruchs gegen den Änderungsbescheid zu erwägen. 

Solange über den Einspruch nicht entschieden und 

der Bescheid daher nicht endgültig ist, sind keine Be-

richtigungen anderer Erklärungen vorzunehmen.

Noch ist unklar, wie weit die BerichtigungspÁicht reicht. 
Unseres Erachtens muss derzeit davon ausgegangen 

werden, dass nicht nur Dauersachverhalte (z. B. Ab-

schreibungen), sondern auch vergleichbare Geschäfts-

vorfälle von der Regelung erfasst werden. Auch die Frist 

für die Einreichung der geänderten Erklärungen ist noch 
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strittig. Es ist daher zu raten, die Änderungen unverzüg-

lich vorzunehmen.

Fazit: 
Die neuen BerichtigungspÁichten sollen Betriebs-

prüfungen beschleunigen, indem der Steuer-
pÁichtige zur Anpassung der Steuererklärungen 
der Folgejahre an die Feststellungen der vorher-

gehenden Betriebsprüfung verpÁichtet wird.

FÜR IMMOBILIENUNTERNEHMEN

Erweiterte Grundstückskürzung 
bei Mitvermietung von Hoch
regallager

Es ist ständige Rechtsprechung des Bundes-
Ànanzhofs, dass unter strengen Voraussetzungen 
die Vermietung von Betriebsvorrichtungen für die 
Anwendung der erweiterten Grundstückskürzung 
unschädlich sein kann, wenn die Betriebsvor-
richtungen der Verwaltung und Nutzung eigenen 
Grundbesitzes im engeren Sinn dienen und als zwin-
gend notwendiger Teil einer wirtschaftlich sinnvoll 
gestalteten Grundstücksverwaltung und Grund-
stücksnutzung angesehen werden können. Diese 
Rechtsprechungsausnahme wird mittlerweile deut-
lich häuÀger durch die Finanzgerichte angewandt. 
So hat das Finanzgericht Münster am 12.3.2025 
die Mitvermietung eines Hochregallagers als eine 
derartige zwingend notwendige Nebentätigkeit 
eingestuft.

Unternehmen, die ausschließlich eigenen Grundbesitz oder 
neben eigenem Grundbesitz eigenes Kapitalvermögen 

verwalten und nutzen oder daneben Wohnungsbauten 

betreuen oder Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser 
oder Eigentumswohnungen errichten und veräußern, 
können mit der sog. erweiterten Grundstückskürzung 

die Kürzung des Gewerbeertrags, der auf die Verwaltung 
und Nutzung des eigenen Grundbesitzes entfällt, be-

antragen. Im Ergebnis werden damit die Mieteinkünfte 

nicht mit Gewerbesteuer belastet. 

Die Anwendung der gewerbesteuerlichen Begünstigung 

setzt u. a. voraus, dass nur eigener Grundbesitz ver-
waltet wird und – vorbehaltlich der ab dem Veranla-

gungsjahr 2021 anwendbaren Bagatellgrenze – keine 

Betriebsvorrichtungen mit überlassen werden. Die 

Frage, ob eine schädliche Mitvermietung von Betriebs-

vorrichtungen vorliegt, führt in der Praxis immer wieder 
zu Diskussionen mit der Finanzverwaltung.

Der BegriɆ des Grundbesitzes ist für Zwecke der er-
weiterten Grundstückskürzung im bewertungsrecht-

lichen Sinne zu verstehen. Demnach gehören zum 

Grundvermögen u. a. der Grund und Boden, die Gebäude, 
die sonstigen Bestandteile und das Zubehör, nicht aber 
Maschinen und sonstige Vorrichtungen aller Art, die zu 
einer Betriebsanlage gehören (Betriebsvorrichtungen), 
auch wenn sie wesentliche Bestandteile sind.

Innerhalb sehr enger Grenzen kann die Mitvermietung 

einer Betriebsvorrichtung nach der Rechtsprechung des 

BundesÀnanzhofs ausnahmsweise als für die gewerbe-

steuerliche erweiterte Kürzung unschädliche Neben-

tätigkeit angesehen werden. Dazu muss die Nebentätig-

keit qualitativen und quantitativen Kriterien genügen. 

In qualitativer Hinsicht muss die Überlassung einer Be-

triebsvorrichtung als zwingend notwendiger Teil einer 

wirtschaftlich sinnvoll gestalteten Grundstücksverwal

tung anzusehen sein, um als unschädlich für die An-

wendung der gewerbesteuerlichen Begünstigung be-

trachtet werden zu können.

Nach Auffassung des Finanzgerichts Münster vom 

12.3.2025 kommt es für die Beurteilung, ob die Mitver-
mietung einer Betriebsvorrichtung zwingend notwendig 

ist, darauf an, ob die Überlassung der Betriebsvor-
richtung bei dem Abschluss vergleichbarer Mietverträge 

als zwingend notwendig im Sinne von unentbehrlich an-

gesehen wird. Nicht relevant ist, ob die Überlassung der 
Betriebsvorrichtung auch bei einer hypothetisch ander-

weitigen Gebäudenutzung als unentbehrlich anzusehen 

wäre. Entscheidend für die Beurteilung sind die Um-

stände des Einzelfalls.

Darüber hinaus wird durch das quantitative Kriterium 
gefordert, dass der Umfang der zwingend notwendigen 
Nebentätigkeit gering ist. Das Finanzgericht Müns-

ter hat in diesem Zusammenhang geprüft, ob die An-

schaɆungskosten der Betriebsvorrichtungen weniger 
als 5  % der GesamtanschaɆungskosten ausmachen. Da 
dies vorliegend der Fall war und darüber hinaus auch 

das zeitliche Ausschließlichkeitsgebot gewahrt wurde, 
da im gesamten Erhebungszeitraum der begünstigten 

Haupttätigkeit (Grundstücksvermietung) nachge

gangen wurde, gewährte das Gericht die erweiterte 
Grundstückskürzung. 
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Aufgrund der Qualifizierung der Mitvermietung der 

Hochregale als zwingend notwendige Nebentätigkeit 

ist das auf die Hochregale entfallende Entgelt nicht nur 

unschädlich für die Anwendung der erweiterten Grund-

stückskürzung, sondern selbst begünstigt.

Hinweis: 
Das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 

12.3.2025 fügt sich in eine Reihe von Ent-

scheidungen ein, die eine Entschärfung der sehr 
strengen Begrenzungen bei der Inanspruchnahme 

der erweiterten Kürzung versprechen. Da die 

Finanzverwaltung Revision eingelegt hat, bleibt 
abzuwarten, ob sich der BundesÀnanzhof der Auf-
fassung des Finanzgerichts Münster anschließen 
wird.

FÜR INTERNATIONAL TÄTIGE UNTERNEHMEN

Neue Transaktionsmatrix für 
Prüfungsanordnungen ab 2025

Für Unternehmen mit Geschäftsbeziehungen zu 
verbundenen Gruppengesellschaften im Ausland 
gelten seit Kurzem verschärfte Aufzeichnungs-
pÁichten. Ein wesentlicher Bestandteil ist dabei die 
Vorlage einer sog. Transaktionsmatrix. Die Inhalte 
dieser verpÁichtend aufzustellenden Transaktions-
matrix wurden seitens der Finanzverwaltung am 
2.4.2025 konkretisiert.

Mit dem Vierten Bürokratieentlastungsgesetz vom 

23.10.2024 wurden die AufzeichnungspÁichten für Ver-
rechnungspreiszwecke neu geregelt. Demnach müssen 

SteuerpÁichtige mit grenzüberschreitenden Geschäfts-

beziehungen zu nahestehenden Personen neben einer 

Master-File-Dokumentation und der Dokumentation 

von außergewöhnlichen Geschäftsvorfällen auch eine 
sog. Transaktionsmatrix vorlegen. Mit Anwendungs-

schreiben vom 2.4.2025 konkretisiert das Bundes-

finanzministerium die Anforderungen an diese ver-

pÁichtend aufzustellende Transaktionsmatrix.

Ziel der Transaktionsmatrix ist es, der Betriebsprüfung 
eine risikoorientierte Fall- und PrüɆeldauswahl im Rah-

men einer Außenprüfung zu ermöglichen. Als struktu-

rierte und tabellarische Übersicht soll die Transaktions-

matrix dabei folgende relevante Informationen über 

die grenzüberschreitenden Geschäftsbeziehungen des 

SteuerpÁichtigen liefern: 

a) 	 Gegenstand und Art der Geschäftsvorfälle 

b)  	Leistungserbringer und Leistungsempfänger 
c)  	Volumen und Entgelt der Transaktion

d)  	Vertragliche Grundlage der Geschäftsbeziehung

e)  	Angewandte Verrechnungspreismethode

f)  	BetroɆene Steuerhoheitsgebiete
g)  	Etwaige Abweichungen von der Regelbesteuerung 

 

Der Aufbau und die exakte Ausgestaltung der Trans-

aktionsmatrix stehen dem SteuerpÁichtigen grundsätz-

lich frei. Zur Verfahrenserleichterung enthält das An-

wendungsschreiben zwei – nicht bindende – Beispiele 

einer Transaktionsmatrix. Das erste Beispiel ist für einen 

Einjahreszeitraum, das zweite für einen Mehrjahreszeit-
raum ausgelegt.

Die Transaktionsmatrix muss im Falle einer Betriebs

prüfung, deren Prüfungsanordnung am oder nach dem 
1.1.2025 bekannt gegeben wird, binnen 30 Tagen un-

aufgefordert vorgelegt werden. Die Regelung gilt mit-

hin auch für Altjahre, deren Betriebsprüfung erst in 
2025 (oder später) beginnt. Nur für den Fall von sepa-

rat durchgeführten Sonderprüfungen – z. B. Lohn- oder 
Umsatzsteuersonderprüfungen – entfällt die generelle 

VorlagepÁicht. 

Wird die Transaktionsmatrix nicht binnen 30 Tagen nach 

Bekanntgabe der Prüfungsanordnung vorgelegt, wird 
dies mit einem Betrag von 5.000 € sanktioniert.

Empfehlung: 
Betroffene Unternehmen sollten zeitnah ent-

sprechende Transaktionsmatrizen für alle oɆenen 
Veranlagungsjahre erstellen, um den Vorlage-

fristen im Fall einer Betriebsprüfung genügen zu 

können.

FÜR INTERNATIONAL TÄTIGE UNTERNEHMEN

Zollwertkorrekturen nach  
Verrechnungspreisanpassungen

Nachträgliche Verrechnungspreisanpassungen 
zwischen verbundenen Unternehmen dienen dazu, 
angemessene und damit fremdübliche Gewinne 
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in der Gruppe sicherzustellen. Sofern diese An-
passungen Handelsunternehmen mit Waren aus 
dem Drittland betreɆen, können sie sich faktisch 
auf die Zölle auswirken.

Sowohl international als auch innerhalb der Europäi-

schen Union gibt es keine einheitliche Regelung, ob 
nachträgliche Verrechnungspreisanpassungen zwischen 

verbundenen Unternehmen bei der Zollwertermittlung 

eine Rolle spielen dürfen oder nicht. Das ist für Unter-

nehmen problematisch. Aus der Rechtsprechung ist 

aber erkennbar, welche Anpassungen grundsätzlich zu 
Zollwertkorrekturen berechtigen können.

Nach Urteilen des Europäischen Gerichtshofs vom 

20.12.2017 und des BundesÀnanzhofs vom 17.5.2022 
dürfen sich pauschale, also nicht produktbezogene 
bzw. produktgruppenbezogene Gutschriften grundsätz-

lich nicht auf bereits angemeldete Zollwerte auswirken. 

Wird beispielsweise eine pauschale Gutschrift nachträg-

lich aus steuerlichen Gründen gewährt, kann der Ein-

führer keine Rückerstattung von Zöllen verlangen, wenn 
die Anpassung nicht konkret auf einzelne Produkte oder 

Produktgruppen mit gleichem Zollsatz bezogen ist.

Produktbezogene Gutschriften können dagegen bei der 

Zollwertermittlung berücksichtigt werden. Das gilt aber 

nur, wenn die Preisanpassung bereits vor der Zollan-

meldung vertraglich eindeutig geregelt war und sich auf 

bestimmte Produkte oder Produktgruppen mit gleichem 

Zollsatz bezieht. Die Höhe der Anpassung muss klar be-

rechenbar und ohne Ermessensspielraum sein. In sol-

chen Fällen kann der Zollwert nachträglich angepasst 

und zu viel gezahlte Einfuhrabgaben können erstattet 

werden.

Entsprechendes gilt für nachträgliche Erhöhungen der 

Verrechnungspreise (Nachbelastungen), die produkt-
bezogen und vertraglich vorab vereinbart wurden. Sie 

können zu einer nachträglichen Erhöhung des Zollwerts 

führen. Voraussetzung ist ebenso, dass die Anpassung 
auf einer klaren, vorab getroɆenen Vereinbarung basiert 
und rechnerisch nachvollziehbar ist.

Empfehlung: 
Unternehmen sollten auf rechnerisch trans-

parente und produktbezogene bzw. produkt-

gruppenbezogene Vereinbarungen achten, um An-

passungen bei der Zollwertermittlung durchsetzen 

zu können.

FÜR UNTERNEHMEN

Umsatzsteuerliche Behandlung 
von KraftstoɈieferungen 
im Rahmen von Tankkarten-
modellen

Die umsatzsteuerliche Einordnung von Tankkarten-
modellen war über Jahre hinweg durch Unsicherheiten 
geprägt. Zentral war stets die Frage, ob es sich bei 
den Tankkartenmodellen um eine Kette von KraftstoɆ-
lieferungen oder um Finanzierungsdienstleistungen 
vom Tankkartenaussteller an den Tankkartenver-
wender handelte. Am 21.1.2025 hat das BundesÀnanz-
ministerium nunmehr Klarheit geschaɆen.

Im Rahmen einer Fahrzeugüberlassung wird dem Fahr-

zeugnutzer in der Regel eine Tankkarte zur Verfügung 

gestellt, mit der er das Fahrzeug betanken kann. Dabei 
erwirbt der Fahrzeugnutzer den KraftstoɆ nicht im eige-

nen Namen, sondern im Namen des Unternehmens, 
das die Tankkarte ausgibt. Seit geraumer Zeit besteht 

Unsicherheit darüber, ob es sich hierbei um eine Kette 
von KraftstoɈieferungen oder um Finanzierungsdienst-
leistungen vom Tankkartenaussteller an den Tankkarten-

verwender handelt. Am 21.1.2025 hat die BundesÀnanz-

verwaltung seine Verwaltungsanweisung aktualisiert 

und so Klarheit geschaɆen.

Die Finanzverwaltung übernimmt die Kriterien zur Ab-

grenzung von Lieferungen und Dienstleistungen nun-

mehr einheitlich für alle Tankkartensysteme – nicht nur 

im Leasingbereich. Ein Reihengeschäft über KraftstoɆ-

lieferungen (Lieferkette) von der Mineralölgesellschaft 
über den Tankkartenaussteller an den Tankkartenver-

wender wird unter den folgenden Voraussetzungen 

anerkannt:

	■ Das Fahrzeug muss im Namen und auf Rechnung des 

Tankkartenausstellers betankt werden, was durch 
Einsatz einer entsprechend bedruckten Tankkredit-

karte erfüllt werden kann.

	■ Der Aussteller darf die Betankung, z. B. durch Sper-
rung der Tankkreditkarte, nicht untersagen.

	■ Das Entgelt für den KraftstoɆ wird auf jeder Liefer-
stufe zwischen den beteiligten Parteien gesondert 

vereinbart. Jeder Lieferer trägt auf seiner Lieferstufe 
das Risiko des Zahlungsausfalls.
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	■ Schadensersatzansprüche bei Leistungsstörungen 
(z. B. Motorschädigung durch den getankten Kraft-

stoɆ) müssen jeweils zwischen den direkten Be-

teiligten geregelt werden.

	■ Es darf keine gesonderte Kredit- oder Verwaltungs-

vereinbarung über den KraftstoɆ bestehen.

Fehlt eine dieser Voraussetzungen, wird von einem 
Finanzierungsgeschäft zwischen Tankkartenaussteller 

und -verwender ausgegangen. Das Finanzierungs-

geschäft ist eine umsatzsteuerbefreite Kreditgewährung 

mit der Folge, dass Umsatzsteuer nicht zu erheben und 
ein Vorsteuerabzug nicht möglich ist. Eine KraftstoɆ-

lieferung liegt in einem solchen Fall lediglich zwischen 

der Mineralölgesellschaft und dem Verwender der Tank-

karte vor.

Empfehlung: 
Unternehmen, die Tankkartensysteme einsetzen –  
sei es im Rahmen von Leasingverhältnissen, 
Konzernstrukturen oder eigenständigen Ge-

schäftsmodellen –, sollten ihre Vertrags- und Ab-

rechnungsstrukturen anhand der obigen Kriterien 

überprüfen.

FÜR UNTERNEHMEN

Umsatzsteuerrechtliche  
Einordnung des E-Charging

Der Europäische Gerichtshof entschied am 
17.10.2024 erneut über die umsatzsteuerliche Ein-
ordnung von E-Mobility-Modellen. Dabei ging es um 
den Fall eines E-Mobility-Providers (Dienstleister), 
der seinen Kunden Zugang zu einem Netz von Lade-
punkten vermittelte und neben der eigentlichen 
Stromlieferung zusätzliche digitale Services wie 
Routenplanung, Echtzeitinformationen, Standort-
suche etc. anbot. Das besondere Augenmerk lag 
auf der Konstellation eines Drei-Personen-Verhält-
nisses zwischen Ladesäulenbetreiber, Dienstleister 
und Nutzer, in dem sich die Frage stellte, ob umsatz-
steuerlich eine Lieferkette anzunehmen sei.

Beim AuÁaden von Elektrofahrzeugen an Ladesäulen 
sind häuÀg mehrere Parteien involviert – zum einen die 
Betreiber der Ladesäulen, zum anderen spezialisierte 

Dienstleister und die Nutzer selbst. Diese sog. Drei-

Personen-Verhältnisse werfen komplexe Fragen auf, z. B. 
wer den Strom liefert und wie die Abrechnung umsatz-

steuerlich zu behandeln ist.

Der Europäische Gerichtshof bestätigte am 17.10.2024, 
dass es sich beim Ladevorgang um die Lieferung eines 
körperlichen Gegenstands in Form von Elektrizität handelt. 

Maßgeblich ist, dass der Nutzer durch den Ladevorgang 
tatsächlich über die Elektrizität verfügen kann. Zusätzliche 

Dienstleistungen wie Navigation oder Preisvergleich än-

dern an der Lieferqualität der Hauptleistung nichts, sofern 
sie unselbstständige Nebenleistungen darstellen.

Des Weiteren nahm der Europäische Gerichtshof Stel-

lung zur umsatzsteuerlichen Behandlung im Drei-

Personen-Verhältnis. Entscheidend ist, dass auch zwi-
schen dem Dienstleister und dem Endnutzer eine Liefe-

rung vorliegt. Der Umstand, dass nur der Endnutzer über 
Menge, Zeitpunkt und Ort der AuÁadung sowie Art der 
Verwendung bestimmt, steht dem nicht entgegen. Die 
Verfügungsmacht wird durch die Nutzbarkeit des Lade-

punktes durch die App/Karte des Dienstleisters vermittelt. 

Hieraus ergeben sich nachstehende Folgen für die 
Praxis:

	■ Grundsätzlich gelten E-Mobility-Dienstleister als 

Wiederverkäufer von Elektrizität mit allen damit ver-

bundenen umsatzsteuerlichen PÁichten.

	■ Es ist eine Lieferkette bzw. ein Kommissionsgeschäft 
anzunehmen, auch wenn der Endnutzer über die Kon-

trolle von Ort, Zeit und Menge der AuÁadung verfügt.

	■ Für zusätzliche Dienstleistungen (Apps, Navigation, 
Abrechnungstools etc.) ist im Einzelfall zu prüfen, ob 
unselbstständige Nebenleistungen zur Stromlieferung 

oder eigenständige Leistungen vorliegen.

	■ Im Falle von eigenständigen Leistungen sind ggf. die 
Reverse-Charge-Regeln und spezielle umsatzsteuer-

liche Vorschriften über den Leistungsort zu beachten.

Hinweis: 
OɆengelassen wurde vom Europäischen Gerichts-

hof, ob E-Charging-Umsätze für Zwecke der Um-

satzsteuer zwei oder mehr getrennte Leistungen 
oder eine einheitliche Leistung umfassen und ob 
eine einheitliche Leistung als Lieferung von Gegen-

ständen oder als Dienstleistung einzustufen ist.
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Keine Haftung für unrichtigen 
Steuerausweis in über-
nommenen Mietverträgen

Die Übernahme eines vermieteten Grundstücks 
bringt nicht nur Rechte, sondern auch steuer-
liche Risiken mit sich – insbesondere, wenn der 
Vorbesitzer in den Mietverträgen Umsatzsteuer 
ausgewiesen hat, obwohl eine Option zur umsatz-
steuerpÁichtigen Vermietung nicht möglich war. 
Der BundesÀnanzhof entschied am 5.12.2024, dass 
ein solcher unrichtiger Steuerausweis dem Er-
werber nicht pauschal zugerechnet werden kann.

Die Übernahme eines vermieteten Grundstücks bringt 

nicht nur Rechte, sondern auch steuerliche Risiken 
mit sich. Im Urteilsfall hatte eine Erwerberin im Rah-

men einer Zwangsversteigerung ein vermietetes Büro-

gebäude übernommen. In den bestehenden Mietver-

trägen hatte der Vorbesitzer jeweils Umsatzsteuer auf 

die Miete aufgeschlagen, obwohl die Vermietungen 
steuerfrei waren und keine Optionsmöglichkeit zur Um-

satzsteuerpÁicht bestand. 

Entgegen der AuɆassung der Finanzverwaltung ent-
schied der BundesÀnanzhof am 5.12.2024, dass eine 
Haftung für unrichtige Umsatzsteuerausweise nur 

dann eintritt, wenn der Erwerber selbst als Rechnungs-

aussteller auftritt oder aktiv an der Erstellung der be-

treɆenden Dokumente mitgewirkt hat. Allein der Eintritt 
in bestehende Mietverhältnisse genügt hierfür nicht. 

Auch aus dem mietrechtlichen Übergang der Vertrags-

beziehungen folgt keine steuerrechtliche Haftung.

Für Grundstückserwerber ist die Entscheidung eine 

Entlastung. Wer ein vermietetes Objekt übernimmt, 
haftet nicht automatisch für steuerliche Fehler des 

Vorbesitzers in den Mietverträgen. Allerdings bleibt es 

wichtig, potenzielle Risiken im Rahmen der Transaktion 
frühzeitig zu identiÀzieren. Mietverträge mit oɆenem 
Steuerausweis sollten bei einem Grundstückskauf daher 

stets besonders geprüft werden.

Empfehlung: 
Lassen Sie vor der Übernahme vermieteter Im-

mobilien die bestehenden Verträge steuerlich 

prüfen und fordern Sie ggf. vom Veräußerer eine 
Berichtigung fehlerhafter Steuerangaben vor 

Eigentumsübergang.

FÜR UNTERNEHMEN

Umsatzsteuer bei vorzeitiger 
Kündigung eines Werkvertrags

Wird ein Werkvertrag vorzeitig gekündigt, ist zwi-
schen den Parteien oftmals strittig, wie die daraus 
resultierenden Zahlungen umsatzsteuerlich zu be-
handeln sind und ob ein Teil der Vergütung einen 
nicht steuerbaren Schadensersatz darstellt. Der 
Europäische Gerichtshof entschied am 18.11.2024, 
dass insgesamt eine steuerpÁichtige Vergütung vor-
liegt, und hat damit für Klarheit gesorgt.

Im Rahmen eines Werkvertrags schuldet der Werkver-

tragsnehmer das fertige Werk. Der Besteller wiederum 

schuldet die vertragliche Vergütung. Kommt es nun zu 

einer vorzeitigen Kündigung des Vertrags, bleibt der An-

spruch des Leistenden auf Vergütung zunächst unberührt, 
er muss sich jedoch anrechnen lassen, was er durch die 
Aufhebung des Vertrags erspart. Im Anschluss wird das 

Eigentum am teilfertigen Werk übertragen. Umsatzsteuer-

lich kommt es zum Leistungsaustausch des teilfertigen 
Werks. Bei dem Teil der Vergütung, der auf die Kom-

pensation der entstandenen Mehrkosten des Auftrags-

nehmers entfällt, ist oft strittig, ob es sich um einen nicht 
steuerbaren Schadensersatz handelt und folglich die Ab-

rechnung ohne Ausweis von Umsatzsteuer erfolgen muss. 

Am 18.11.2024 entschied der Europäische Gerichtshof, 
dass der durch den Besteller zu zahlende Gesamtbetrag 

als umsatzsteuerpÁichtiges Entgelt anzusehen ist. Die 
Richter führten dazu an, dass der Auftragnehmer dem 
Leistungsempfänger den Empfang der Leistung ermög-

licht habe, bereits mit den Arbeiten begonnen hatte 
und bereit war, sie auch fertigzustellen. Zudem sei der 
zu zahlende Betrag unmittelbar mit der Leistung zu-

sammenhängend und sichere dem Dienstleister die ver-

einbarte Mindestvergütung. Damit gab es keinen Raum 

für einen nicht steuerbaren Schadensersatz.

Hinweis: 
Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 

bietet insbesondere für Besteller eines Werks 

Rechtssicherheit in Bezug auf einen möglichen 

Vorsteuerabzug. Da das Urteil bisher nicht der 

deutschen Verwaltungsauffassung entspricht, 
sollte eine Risikoabwägung im Einzelfall erfolgen 

und die Rechtsprechung zu diesem Thema weiter 

beobachtet werden.
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FÜR UNTERNEHMEN

Vorsteuerabzug aus Insolvenz
verwalterleistungen

Im Rahmen von Insolvenzverfahren ist regelmäßig 
die Höhe des Vorsteuerabzugs aus Rechnungen 
des Insolvenzverwalters streitanfällig, wenn das 
insolvente Unternehmen nicht ausschließlich zum 
Vorsteuerabzug berechtigende Ausgangsumsätze 
erzielt. Am 23.10.2024 entschied der Bundes-
finanzhof, dass der Art des Ausgangs eines In-
solvenzverfahrens bei notwendiger Vorsteuerauf-
teilung im Rahmen einer sachgerechten Schätzung 
eine grundsätzliche Bedeutung zukommt. Zu unter-
scheiden ist demnach, ob das insolvente Unter-
nehmen durch den Insolvenzverwalter ohne 
nennenswerte Verwertungshandlungen fortgeführt 
wird oder der Geschäftsbetrieb bereits vor In-
solvenzeröɆnung eingestellt wurde.

Verwendet der Unternehmer einen für sein Unter-

nehmen gelieferten Gegenstand oder eine von ihm in 

Anspruch genommene sonstige Leistung nur zum Teil 
zur Ausführung von Umsätzen, die den Vorsteuerabzug 
ausschließen, ist der Teil der jeweiligen Vorsteuer-
beträge nicht abziehbar, der den zum Ausschluss vom 
Vorsteuerabzug führenden Umsätzen wirtschaftlich zu-

zurechnen ist. Die Vorsteueraufteilung ist grundsätzlich 

im Wege einer sachgerechten Schätzung zu ermitteln, 
wobei das Verhältnis der Umsätze, die den Vorsteuer-
abzug ausschließen, zu den Umsätzen, die zum Vor-
steuerabzug berechtigen, nur zulässig ist, wenn keine 
andere wirtschaftliche Zurechnung möglich ist. 

Am 23.10.2024 hat der BundesÀnanzhof beschlossen, 
dass bei Einstellung der unternehmerischen Tätigkeit 

des Insolvenzschuldners vor der InsolvenzeröɆnung eine 
notwendige Vorsteueraufteilung der Leistungen des In-

solvenzverwalters nach der früheren unternehmerischen 

Tätigkeit des Insolvenzschuldners zu erfolgen hat. Es be-

stehe ein für den Vorsteuerabzug maßgeblicher direk- 
ter und unmittelbarer Zusammenhang zwischen der ein-

heitlichen Leistung des Insolvenzverwalters und den im 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der Insolvenz-

schuldnerin angemeldeten Forderungen der Insolvenz-

gläubiger zur Insolvenztabelle. 

Wird der Geschäftsbetrieb hingegen durch den In-

solvenzverwalter ohne nennenswerte Verwertungs-

handlungen fortgeführt, ist der Vorsteuerabzug nach 

dem tatsächlichen wirtschaftlichen Geschehen während 

des Insolvenzverfahrens zu beurteilen. Dies entschied 

der Bundesfinanzhof ebenfalls am 23.10.2024. Die 

Aufteilung des Vorsteuerabzugs richtet sich nach dem 

Verhältnis der Umsätze im Rahmen der fortgeführten 

wirtschaftlichen Tätigkeit während des Insolvenzver-

fahrens, was in vielen Fällen zu einem deutlich höheren 
Vorsteuerabzug aus den Leistungen des Insolvenzver-
walters führen kann. 

Besonders hervorzuheben ist, dass die gerichtliche 
Würdigung nicht an der Art der Verbindlichkeiten des 

Insolvenzschuldners, sondern an der Art des Ausgangs 
eines Insolvenzverfahrens anknüpft.

Fazit: 
Die Urteile des BundesÀnanzhofs vom 23.10.2024 
bieten Leitlinien, welche Maßstäbe an eine sach-

gerechte Schätzung bei Aufteilung der Vorsteuer 

von Insolvenzverwalterleistungen im Rahmen von 

Insolvenzverfahren anzulegen sind.
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FÜR INTERNATIONAL TÄTIGE UNTERNEHMEN

USA: Auswirkungen der neuen 
Zölle

US-Präsident Donald Trump hat in den vergangenen 
Wochen Zollerhöhungen angekündigt, umgesetzt 
und teilweise wieder zurückgenommen. Wie kön-
nen Unternehmen mit dieser Rechtsunsicherheit 
umgehen und wer muss bei bestehenden Lieferver-
trägen für die neuen Zölle aufkommen?

Lieferverträge zwischen deutschen und US-amerika
nischen Unternehmen enthalten in aller Regel Ver-

einbarungen über die Zahlung von Einfuhrzöllen. Im 

internationalen Handel werden dafür sog. Incoterms 

verwendet. Bei einer Vereinbarung des Incoterms DDP 

(Delivered Duty paid = geliefert verzollt) ist beispiels-

weise der Verkäufer für den Einfuhrzoll verantwort-

lich. Im SchiɆstransport sind die Incoterms FOB (Free 
on Board = frei an Bord) und CIF (Cost, Insurance and 
Freight = Kosten, Versicherung und Fracht) beliebt, 
denen zufolge der Käufer den Einfuhrzoll zahlen muss.

Aber wer trägt nun die Mehrkosten durch die Zusatz-

zölle? Hierzu Àndet sich oft keine spezielle vertragliche 
Regelung, sodass rechtliche Unsicherheit entsteht. Zu-

nächst spricht die Auslegung der Vertragserklärungen 

für die Annahme, dass die Partei, die für die Einfuhr-
zölle zuständig ist, auch das Risiko der unerwarteten 
Zolländerungen tragen muss. Letztendlich entscheidend 
ist aber, was vertraglich vereinbart ist, sodass die Zu-

ständigkeitsfrage nicht pauschal beantwortet werden 

kann. Ist deutsches Recht anwendbar, können zudem 
in Fällen von besonderen Missverhältnissen gesetzliche 

Grenzen erreicht werden, sodass z. B. wegen Störung 
der Geschäftsgrundlage ein Anspruch auf Anpassung 

des Vertrags bestehen kann. Dafür sind die konkre-

te Zollveränderung und die Umstände des Einzelfalls 

entscheidend.

Um der Rechtsunsicherheit entgegenzuwirken, sollten 
Unternehmen im internationalen Handel künftig spe

zielle Vertragsklauseln aufnehmen. Neben der konkreten 

Regelung der Zuständigkeit für neu erhobene Zölle kön-

nen für sonstige unerwartete Ereignisse Generalklauseln 

eingeführt werden, durch die die Vertragsparteien bei 
unvorhergesehenen Beeinträchtigungen oder höherer 

Gewalt die Möglichkeit zur Vertragsanpassung haben.

Empfehlung: 
Unternehmen sollten die US-amerikanische Zoll-

politik genau beobachten und in künftige Liefer-
verträge spezielle Vertragsklauseln aufnehmen, 
um die Möglichkeit einer Vertragsanpassung nicht 

zu verlieren.

FÜR PERSONENGESELLSCHAFTEN

Keine Anwachsung bei  
Ausscheiden des vorletzten 
Gesellschafters 

Der Bundesgerichtshof entschied am 29.10.2024, 
dass bei Ausscheiden des vorletzten Gesellschafters 
einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts keine auto-
matische Anwachsung des Gesellschaftsvermögens 
auf den letzten Gesellschafter erfolgt, wenn der Ge-
sellschaftsvertrag eine Fortführung nur bei mindes-
tens zwei Gesellschaftern vorsieht.

Bei Gesellschaften bürgerlichen Rechts ist der Fort-

bestand der Gesellschaft bei Veränderungen im Ge-

sellschafterkreis oft vertraglich geregelt. Scheidet der 

vorletzte Gesellschafter aus und sieht der Gesellschafts-

vertrag eine Fortführung der Gesellschaft nur bei min-

destens zwei Gesellschaftern vor, erfolgt nach Ansicht 
des Bundesgerichtshofs vom 27.10.2024 keine auto-

matische Anwachsung des Gesellschaftsvermögens auf 

den letzten verbleibenden Gesellschafter. Stattdessen 

tritt die Gesellschaft bürgerlichen Rechts in die Ab-

wicklung (Liquidation) ein.

Der Bundesgerichtshof stellte außerdem heraus, 
dass nicht nur der ausdrückliche Wortlaut des Gesell-

schaftsvertrags entscheidend sei, sondern auch des-

sen tatsächliche Auslegung unter Berücksichtigung des 

Willens der Gesellschafter. Ziel müsse sein, den wirk-

lichen Interessen der Beteiligten gerecht zu werden.

Gesellschaftsverträge sollten daher sorgfältig formuliert 

und regelmäßig überprüft werden. Eine klare Regelung 
verhindert Streitigkeiten über die Fortführung oder Ab-

wicklung der Gesellschaft und beugt unerwünschten 

Rechtsfolgen wie der persönlichen Haftung oder 

steuerlichen Belastungen vor. Besonders wichtig ist 

dies bei der Gestaltung von Fortführungsklauseln und 

Nachfolgeregelungen.
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Hinweis: 
Überprüfen Sie Gesellschaftsverträge auf klare 

Fortführungsklauseln, um bei Veränderungen im 
Gesellschafterkreis unerwünschte rechtliche und 

Ànanzielle Risiken zu vermeiden.

FÜR ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

Karenzentschädigung bei 
virtuellen Aktienoptionen

Das Bundesarbeitsgericht entschied am 27.3.2025, 
dass virtuelle Aktienoptionen, die während des be-
stehenden Arbeitsverhältnisses ausgeübt werden, 
in die Berechnung der Karenzentschädigung für ein 
nachvertragliches Wettbewerbsverbot einÁießen. 
Optionen, die nach dem Ende des Arbeitsverhält-
nisses ausgeübt werden, bleiben unberücksichtigt.

Im Urteilsfall war der Kläger ab dem 1.10.2019 bei seiner 

Arbeitgeberin beschäftigt. Der Arbeitsvertrag sah vor, dass 
dem Kläger virtuelle Aktienoptionen zugeteilt wurden, die 
keinen Anspruch auf Aktien, sondern auf eine Geldzahlung 
begründeten. Diese Optionen mussten während einer sog. 

„Vesting Period“ durch Arbeitsleistung erarbeitet werden. 

Nach Ablauf dieser Periode konnte der Arbeitnehmer die 

Optionen ausüben, wenn ein Ausübungsereignis wie ein 
Share Deal, Asset Deal oder ein Börsengang eintrat. Im 
September 2021 trat ein solches Ereignis ein und der 

Kläger übte bereits erdiente Optionen aus. Nach der Be-

endigung des Arbeitsverhältnisses am 30.6.2022 machte 

der Kläger weitere Optionsrechte geltend. Die beklagte 

Arbeitgeberin vergütete diese im Oktober 2022 mit einem 

Betrag in Höhe von 17.706,32 € brutto. Der Kläger war 
der AuɆassung, dass sämtliche Leistungen aus den vir-
tuellen Aktienoptionen – unabhängig vom Zeitpunkt ihrer 

Ausübung – zusätzlich in die Berechnung der Karenzent-

schädigung einzubeziehen seien.

Das Bundesarbeitsgericht stellte am 27.3.2025 klar, 
dass nur die während des bestehenden Arbeitsverhält-

nisses ausgeübten Optionen zu den „zuletzt bezogenen 

vertragsmäßigen Leistungen“ bei der Berechnung einer 
Karenzentschädigung gehören. Die nach Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses ausgeübten Optionen bleiben 

unberücksichtigt. Arbeitgeber müssen demnach bei der 

Berechnung der Karenzentschädigung für ein nachver-

tragliches Wettbewerbsverbot auch virtuelle Aktien-

optionen einbeziehen, die während des Arbeitsverhält-
nisses ausgeübt wurden.

Praxistipp: 
Unternehmen sollten ihre Vereinbarungen zu nach-

vertraglichen Wettbewerbsverboten und virtuellen 

Aktienoptionen überprüfen, um eine angemessene 
Karenzentschädigung zu gewährleisten und un-

erwartete Ànanzielle Belastungen zu vermeiden.

FÜR ARBEITGEBER

Schadensersatz bei verspäteter 
Zielvorgabe

Das Bundesarbeitsgericht stellte am 19.2.2025 
klar, dass Arbeitgeber Zielvorgaben für variable Ver-
gütungsbestandteile rechtzeitig festlegen müssen. 
Wird diese PÁicht verletzt, kann dem Arbeitnehmer 
ein Anspruch auf Schadensersatz zustehen.

Im konkreten Fall war der Kläger als Führungskraft bei 

der Beklagten beschäftigt. Im Arbeitsvertrag war eine 

variable Vergütung vorgesehen, die an die Erreichung 
bestimmter Ziele gekoppelt war. Diese Ziele mussten 

gemäß einer Betriebsvereinbarung bis spätestens zum  
1. März eines jeden Jahres festgelegt werden. Allerdings 

erfolgte die Festlegung der Unternehmensziele für das 

Jahr 2019 erst am 15.10.2019, während individuelle Ziele 
des Klägers überhaupt nicht deÀniert wurden.

Der Kläger argumentierte, dass er bei einer rechtzeitigen 
Zielvorgabe die Unternehmensziele zu 100  % und seine 
individuellen Ziele zu 142  % erreicht hätte. Da ihm die 
Ziele nicht rechtzeitig vorgegeben wurden, forderte der 
Kläger Schadensersatz in Höhe von 16.035,94 € brutto.

Das Bundesarbeitsgericht stellte am 19.2.2025 klar, 
dass eine verspätete oder fehlende Zielvorgabe des 

Arbeitgebers einen Anspruch auf Schadensersatz aus-

löst. Der Anspruch des Arbeitnehmers resultiert aus der 

schuldhaften Verletzung der arbeitsvertraglichen Ver-

pÁichtung des Arbeitgebers, die Ziele rechtzeitig fest-
zulegen. Dies gilt auch dann, wenn eine nachträgliche 
Zielvorgabe keine ausreichende Motivations- und An-

reizfunktion mehr erfüllen kann. Der Arbeitnehmer hat 

in diesem Fall Anspruch auf Ersatz des Schadens, der 
durch die verspätete Zielvorgabe entstanden ist.

Besonders relevant ist hierbei, dass das Bundesarbeits-

gericht den Schadensersatzanspruch des Arbeit-

nehmers anerkennt, obwohl die Zielvorgabe nicht völlig 
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ausgeblieben war, sondern lediglich verspätet erfolg-

te. Es wurde davon ausgegangen, dass der Kläger bei 
einer rechtzeitigen Zielvorgabe die vollen variablen Ver-

gütungsanteile erhalten hätte.

Praxistipp: 
Um möglichen Schadensersatzansprüchen vorzu-

beugen, sollten Arbeitgeber Zielvorgaben für variable 
Vergütungen – insbesondere wenn keine Fristver-

einbarung besteht – frühzeitig im Jahr festlegen.

FÜR ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

Zuordnung der Arbeitnehmer 
bei Betriebsübergang

Das Bundesarbeitsgericht betonte am 30.1.2025 er-
neut, dass es bei einem Betriebsübergang für den 
Übergang eines Arbeitsverhältnisses darauf an-
kommt, ob der Arbeitnehmer dem übergehenden 
Betriebsteil überwiegend zugeordnet war. Ent-
scheidend ist die tatsächliche Zuordnung, nicht 
allein der Arbeitsvertrag. An den Inhalt des Unter-
richtungsschreibens sollen keine kaum erfüllbaren 
Anforderungen gestellt werden.

Die Parteien stritten über den Fortbestand ihres 

Arbeitsverhältnisses und einen daraus abgeleiteten Be-

schäftigungsanspruch. Der Kläger war langjährig bei 

der Beklagten beschäftigt. Im Jahr 2019 veräußerte 
die Beklagte einen Betriebsteil. Der Kläger wurde dem 

verkauften Betriebsteil zeitlich unmittelbar vor dem 

Betriebsübergang zugeordnet und erhielt eine ent-

sprechende Versetzungsmitteilung.

Er widersprach der Versetzung zunächst nur unter Vor-

behalt, erhob aber erst mehr als ein Jahr später förmlich 
Widerspruch gegen den Übergang seines Arbeitsverhält-

nisses. Der Kläger macht geltend, sein Arbeitsverhältnis 
bestehe weiterhin mit der Beklagten, da kein Betriebs-

übergang vorliege bzw. er dem Übergang wirksam wider-

sprochen habe. Die Beklagte hält dem einen rechtsmiss-

bräuchlichen Zeitablauf entgegen.

Das Bundesarbeitsgericht bestätigte am 30.1.2025 die 

Vorinstanzen dahin gehend, dass es sich bei den von der 
neuen Arbeitgeberin übernommenen Betriebsstätten 

um eine wirtschaftliche Einheit handelte, die identi-
tätswahrend überging. Dass diese Einheit erst kurz vor 

dem Übergang geschaɆen wurde, sei unerheblich – eine 
übergangsfähige Struktur könne auch neu gebildet wer-

den, solange sie nicht nur zum Schein bestehe. Daher 
liege ein wirksamer Betriebsübergang vor.

Das Bundesarbeitsgericht bejahte sodann einen wirk-

samen Übergang des Arbeitsverhältnisses des Klägers. 

Sein Recht, sich auf die Unwirksamkeit der Versetzung 
zu berufen, sei zwar nicht bereits verwirkt, da er zeitnah 
reagiert habe und rechtlich vorgegangen sei. Jedoch war 

das Unterrichtungsschreiben über den Betriebsübergang 

nach Ansicht des Bundesarbeitsgerichts inhaltlich kor-

rekt, sodass die Widerspruchsfrist von einem Monat mit 
der Zustellung des Schreibens in Gang gesetzt wurde. 

An den Inhalt der Unterrichtung über die rechtlichen Fol-

gen des Betriebsübergangs dürfen nach AuɆassung des 
Gerichts keine im praktischen Leben kaum erfüllbaren 
Anforderungen dahin gehend gestellt werden, wonach 
das Unterrichtungsschreiben „keinen juristischen Feh-

ler“ enthalten darf. Fehler, die für den Willensbildungs-

prozess der Arbeitnehmer, ob sie einem Übergang ihres 
Arbeitsverhältnisses widersprechen, regelmäßig ohne 
Belang sind, führen nicht dazu, dass die Widerspruchs-

frist nicht zu laufen beginnt. Der Widerspruch des Klä-

gers nach einem Jahr war demnach verspätet.

Fazit: 
Bei einem Betriebsübergang entscheidet die tat-

sächliche Zuordnung zur wirtschaftlichen Einheit –  

nicht der bloße Arbeitsvertrag. Die ordnungs-

gemäße und rechtzeitige Unterrichtung der Be-

schäftigten ist für Arbeitgeber zudem essenziell, 
um den Ablauf rechtssicher zu gestalten. Erfreu-

lich ist, dass zukünftig nicht jeder juristische Feh-

ler im Unterrichtungsschreiben dazu führt, dass 
die Widerspruchsfrist nicht zu laufen beginnt.

FÜR ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

Kündigungsschutz nach  
Hinweisgeberschutzgesetz

Ein Kündigungsschutz nach dem Hinweisgeber-
schutzgesetz greift nur, wenn Arbeitnehmer subs-
tantiiert darlegen können, dass sie tatsächlich 
einen meldefähigen Verstoß angezeigt haben. Das 
Landesarbeitsgericht Niedersachsen entschied am 
11.11.2024, dass pauschale Verweise auf Rechtsver-
stöße nicht ausreichen, um die Schutzwirkung des 



Steuern & Wirtschaft aktuell 2/2025 21

RECHT

Gesetzes auszulösen. Das Gericht setzt sich dabei 
erstmals mit der Darlegungs- und Beweislast des 
Arbeitnehmers bei der Meldung eines Verstoßes 
nach dem 2023 in Kraft getretenen Hinweisgeber-
schutzgesetz auseinander.

Ein Leiter der Rechtsabteilung eines Unternehmens 
machte bei der Prüfung eines Kundenvertrags kartell-

rechtliche Bedenken geltend und äußerte Zweifel an der 
Einschätzung einer externen Kanzlei. Kurze Zeit später 

wurde ihm innerhalb der Probezeit ordentlich gekündigt. 

In dem Kündigungsgespräch verwies der Geschäfts-

führer als Kündigungsgrund u. a. auf den fehlenden 

unternehmerischen, lösungsorientierten Blick sowie die 
fehlende fachliche Klarheit in den Aussagen.

Der Arbeitnehmer erhob Kündigungsschutzklage mit dem 

Argument, er sei wegen seiner Hinweise zu möglichen 
kartellrechtlichen Problemen im Zusammenhang mit 

dem Kundenvertrag entgegen dem Repressalienverbot 

des Hinweisgeberschutzgesetzes benachteiligt worden. 

Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen folgte dem am 
11.11.2024 nicht. Zwar könne eine Kündigung aufgrund 

einer rechtmäßigen Meldung oder OɆenlegung eines 
Verstoßes grundsätzlich unwirksam sein. Doch dafür 
müsse der Arbeitnehmer konkret und substantiiert dar-

legen, dass eine Meldung im Sinne des Hinweisgeber-
schutzgesetzes vorlag und dass er gerade wegen dieser 

Meldung benachteiligt wurde.

Im Urteilsfall konnte der Kläger diesen Zusammenhang 

nicht überzeugend darstellen. Er hatte lediglich allgemein 

auf kartellrechtliche Verstöße verwiesen, ohne Details 
zu nennen. Dabei berief sich der Kläger auf Gespräche 

mit der Geschäftsführung, anstatt den vorgesehenen in-

ternen oder externen Meldekanal zu nutzen. Das reich-

te dem Gericht nicht. Auch ein pauschaler Hinweis auf 

GeheimhaltungspÁichten entband ihn nicht von seiner 
Darlegungslast. Der Schutz des Hinweisgeberschutz-

gesetzes gelte nicht für allgemeine Compliance-Tätigkei-

ten, sondern setze eine gezielte Meldung von Verstößen 
nach den gesetzlichen Anforderungen voraus. 

Hinweis: 
Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Nieder-
sachsen vom 11.11.2024 zeigt, dass sich Arbeit-
nehmer nicht allein auf den gesetzlichen Schutz ver-

lassen sollten, sondern eine fundierte Dokumentation 
und eine bewusste Nutzung der gesetzlichen Melde-

wege erforderlich sind, um den Schutz des Hinweis-

geberschutzgesetzes wirksam geltend zu machen.

FÜR ARBEITGEBER

Kein Anscheinsbeweis beim 
Einwurf-Einschreiben ohne  
Auslieferungsbeleg

Das Bundesarbeitsgericht entschied am 30.1.2025, 
dass die Zustellung einer Kündigung per Einwurf-
Einschreiben ohne Auslieferungsbeleg keinen aus-
reichenden Beweis für den Zugang beim Empfänger 
darstellt. Arbeitgeber tragen in solchen Fällen das volle 
Risiko für fehlende Nachweise – mit möglicherweise 
weitreichenden arbeitsrechtlichen Konsequenzen.

Im Urteilsfall sollte eine medizinische Fachange-

stellte aus einer Augenarztpraxis entlassen werden, 
weil sie mutmaßlich Eintragungen über nicht erfolgte 
Coronaimpfungen im Impfpass ihres Ehemanns vor-

genommen hatte. Nachdem erste Kündigungsversuche 

bereits aus formalen Gründen scheiterten, blieb im ge-

richtlichen Verfahren nur noch die Frage oɆen, ob eine 
außerordentliche Kündigung wirksam zugegangen war.

Die Arbeitgeberin hatte die Kündigung per Einwurf-Ein-

schreiben versendet und einen Einlieferungsbeleg sowie 

einen Sendestatus vorgelegt. Die Mitarbeiterin bestritt 

jedoch den Zugang. Das Bundesarbeitsgericht entschied 

am 30.1.2025, dass ein Einlieferungsbeleg nicht aus-

reicht, um den Zugang der Kündigung nachzuweisen. 
Für einen sog. Anscheinsbeweis wäre ein Auslieferungs-

beleg erforderlich gewesen – diesen hatte die Arbeit-

geberin nicht rechtzeitig angefordert.

Zudem wies das Bundesarbeitsgericht darauf hin, dass 
auch ein Online-Tracking-Status („zugestellt“) kein aus-

reichender Beweis sei. Es lasse sich daraus nicht ab-

leiten, wie genau die Zustellung erfolgt ist oder wer die 
Sendung angenommen oder in Empfang genommen hat. 

Ohne nähere Angaben zur Art der Zustellung oder zur Per-

son des Zustellers sei ein Zeugenbeweis nicht möglich.

Hinweis: 
Kündigungen sollten möglichst mit gerichtsfesten 

Zustellmethoden (z. B. persönliche Übergabe mit 

Empfangsbestätigung) erfolgen, um den Zugang 
im Streitfall sicher nachweisen zu können. 
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Fazit: 
Die neue Anhangsangabe zur globalen Mindest-

besteuerung stellt zwar ein zwingendes Erfordernis 

bei der Erstellung des Jahres-/Konzernabschlusses 
dar, der Aufwand und die Relevanz relativieren 
sich jedoch durch die sinkende Anzahl an Ländern 
mit einem eɆektiven Steuersatz von unter 15  %.

FÜR UNTERNEHMEN

Reformpaket der Europäischen 
Kommission bei der Nach-
haltigkeitsberichterstattung

Mit einem sog. Omnibus-Paket hat die Europäische 
Kommission weitreichende Gesetzesvorschläge 
zur Reform der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
veröɆentlicht. Diese betreɆen sowohl die Corpo-
rate Sustainability Reporting Directive als auch die 
EU-Taxonomie-Verordnung.

Die Europäische Kommission hat zwei Richtlinienent-

würfe auf den Weg gebracht, die u. a. Änderungen der 
Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corpo-

rate Sustainability Reporting Directive = CSRD) sowie 

der EU-Taxonomie-Verordnung vorsehen. Einer der 

Richtlinienvorschläge befasst sich ausschließlich mit der 
zeitlichen Verschiebung der Anwendung der Nachhaltig-

keitsberichterstattung, während der zweite Richtlinien-

entwurf umfassende inhaltliche Änderungen sowohl 

bezüglich des Anwenderkreises als auch der künftig zu 

berichtenden Inhalte enthält. 

Wie von der Europäischen Kommission bereits in ihrem 

Richtlinienentwurf dringend empfohlen, wurde der Ent-
wurf zur zeitlichen Verschiebung der Anwendung sehr 

kurzfristig vom Europäischen Parlament und vom Rat 

der Europäischen Union angenommen. Mit der Ver-

öffentlichung der Änderungsrichtlinie im Amtsblatt 

ist das Gesetzgebungsverfahren zu dieser Gesetzes-

änderung in ungewöhnlich kurzer Zeit bereits nach nicht 

einmal einem Monat abgeschlossen worden. Damit 

treten die BerichtspÁichten für große nicht kapital-
marktorientierte Unternehmen nicht wie eigentlich vor-

gesehen bereits für Geschäftsjahre ab 2025 ein, son-

dern wurden um zwei Jahre auf die Geschäftsjahre ab 

2027 verschoben. Zu beachten ist, dass diese zeitliche 
Verschiebung nicht für große kapitalmarktorientierte 
Unternehmen gilt. Für diese sind die Regelungen der 

FÜR INTERNATIONAL TÄTIGE UNTERNEHMEN 

Globale Mindestbesteuerung: 
Neue PÁichtangabe im Anhang

Seit dem Jahr 2024 müssen Konzerne mit einem 
Jahresumsatz von 750 Mio. € oder mehr die glo-
bale Mindestbesteuerung beachten. Dies wirkt 
sich auf den Jahres- bzw. Konzernabschluss aus, 
in dem die Auswirkungen aus der Anwendung der 
Mindeststeuergesetze verpÁichtend im Anhang 
darzustellen sind.

Geschäftseinheiten, die zu einem Konzern gehören, 
dessen oberste Muttergesellschaft in mindestens zwei 

der letzten vier Geschäftsjahre jährliche Umsatzerlöse 

von 750 Mio. € oder mehr ausgewiesen hat, unterliegen 
ab dem Geschäftsjahr 2024 der globalen Mindest-

besteuerung. Sämtliche Gewinne, die ein Konzern die-

ser Größenordnung weltweit erwirtschaftet, werden nun 
unabhängig vom Land der Gewinnentstehung mit 15  % 
besteuert. Damit soll verhindert werden, dass die Ge-

winne auf Tochterunternehmen verschoben werden, die 
in Steueroasen ansässig sind. Ist der eɆektive Steuer
satz in einem Land geringer als 15  %, wird auf Ebene des 
obersten Mutterunternehmens eine Ergänzungssteuer 

erhoben in Höhe der DiɆerenz zwischen der Steuer im 
Niedrigsteuerland und der Mindeststeuer. Keine Aus-

wirkungen entstehen hingegen, wenn alle Geschäftsein-

heiten in Ländern belegen sind, in denen Unternehmen 
ohnehin mit mindestens 15  % besteuert werden. Das ist 
in der Mehrheit der Länder der Fall.

Im Rahmen der Einführung der globalen Mindestbe

steuerung ist im Bereich des Jahresabschlusses eine 

neue Anhangangabe verpÁichtend geworden: 

Qualitative Informationen dazu, inwieweit das Unter-
nehmen von den Mindeststeuergesetzen betroɆen ist 
und in welchen Rechtskreisen es zu einer Belastung 

durch die Mindeststeuer kommt oder kommen könnte

Quantitative Angaben zum tatsächlichen Steuerauf-

wand oder Steuerertrag im Zusammenhang mit der 

Mindestbesteuerung bzw. – im Falle noch nicht in Kraft 

getretener Gesetze – zum Anteil des Unternehmens-

gewinns, der der Mindeststeuer unterliegen könnte, und 
zum hierfür geltenden eɆektiven Steuersatz sowie des-

sen Veränderung durch die Mindeststeuergesetze



Steuern & Wirtschaft aktuell 2/2025 23

JAHRESABSCHLUSS

Vielmehr soll es dauerhaft bei einer Prüfung mit be-

grenzter Sicherheit bleiben.

Bislang müssen alle unter die Berichtspflicht nach 

der Nachhaltigkeitsberichterstattung fallenden Unter-

nehmen auch Angaben nach der EU-Taxonomie ma-

chen. Hiervon soll abgewichen werden. Unternehmen, 
die nach den oben genannten Schwellenwerten unter 

die Nachhaltigkeitsberichterstattung fallen, müssen nur 
dann auch Angaben nach der EU-Taxonomie machen, 
wenn ihr Umsatz 450 Mio. € übersteigt. Neben der Än-

derung des Anwenderkreises sind auch für die EU-Taxo-

nomie inhaltliche Änderungen vorgesehen. Ein wichtiger 

Punkt ist die Einführung einer Wesentlichkeitsschwelle 

für die Kennzahlen.

Fazit: 
Die geplanten Änderungen bieten für Unter-

nehmen eine deutliche Entlastung. Dennoch 

bleibt es wichtig, die Entwicklung aufmerksam zu 
verfolgen.

Nachhaltigkeitsberichterstattung in ihrer aktuellen Form 

ab dem Zeitpunkt der Verabschiedung des CSRD-Um-

setzungsgesetzes in Deutschland anzuwenden. 

Der zweite Richtlinienentwurf enthält umfassende 

inhaltliche Änderungen. Auch hier ist der Gesetzge

bungsprozess bereits gestartet. Ob dieser allerdings 

ebenfalls noch in diesem Jahr abgeschlossen werden 

kann, ist aktuell aufgrund der deutlich zeitintensiveren 
inhaltlichen Diskussionen nicht abschätzbar. Aufgrund 

der zeitlichen Verschiebung ist das aber auch nicht er-

forderlich. Der Richtlinienvorschlag umfasst im Wesent-

lichen folgende Änderungen:

Es soll eine Arbeitnehmerschwelle von 1.000 Be-

schäftigten eingeführt werden, die neben dem Krite-

rium von mehr als 50 Mio. € Umsatzerlöse oder 25 

Mio. € Bilanzsumme erfüllt sein muss, um als berichts-

pÁichtiges Unternehmen im Sinne der Nachhaltigkeits-

berichterstattung zu gelten. Die Grenzen sollen wie 

bislang sowohl für den Einzel- als auch für den Konzern-

abschluss gelten.

Die European Sustainability Reporting Standards wer-

den überarbeitet. Ziel ist die Reduzierung der Anzahl 

der Datenpunkte, die Klarstellung von BegriɈichkeiten 
sowie die SchaɆung von Kohärenz von AngabepÁichten 
mit anderen europäischen Rechtsvorschriften. Ein Vor-

schlag für die überarbeiteten Standards soll der Kom-

mission bis Ende Oktober 2025 durch ein Experten-

gremium vorgelegt werden.

Die Einführung eines per delegierten Rechtsakt durch 

die Europäische Kommission erlassenen Berichts-

standards für kleine und mittlere Unternehmen (sog. 

VSME-Standard) soll die Befriedigung von Informations-

ansprüchen gewährleisten, die unmittelbar von der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung betroffene Unter-

nehmen an Geschäftspartner stellen, die selbst nicht 
unter die Nachhaltigkeitsberichterstattung fallen. 

Die Auskunftsansprüche sollen demnach nicht über 

die im VSME-Standard enthaltenen AngabepÁichten 
hinausgehen.

Die bislang vorgesehene Annahme von Standards für 

besonders exponierte Branchen, wie etwa den Öl- und 
Bergbausektor, soll ersatzlos gestrichen werden.

Die bislang nach einer nicht festgelegten Übergangs-

zeit vorgesehene Umstellung der Qualität der Prüfung 

von dem Niveau mit begrenzter Sicherheit auf ein sol-

ches mit hinreichender Sicherheit soll nicht erfolgen. 
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Hinweis: 
Potenziell betroɆene Unternehmen sollten sich mit 
den Auswirkungen der Entscheidung des Europäi-

schen Gerichtshofs und des Bundesgerichtshofs 

beschäftigen. In Abhängigkeit vom Einzelfall ist zu 

entscheiden, ob rechtlicher Rat eingeholt werden 
sollte.

FÜR BETREIBER VON ENERGIEERZEUGUNGS
ANLAGEN 

Deutsche Sonderregelung für 
Kundenanlagen europarechts-
widrig

Der Europäische Gerichtshof hat am 28.11.2024 
zunächst in einem Einzelfall entschieden, dass die 
deutsche Sonderregelung für sog. Kundenanlagen 
europarechtswidrig ist. Der Bundesgerichtshof folgt 
dem Europäischen Gerichtshof und hat die deutsche 
Sonderregelung faktisch abgeschaɆt.

Die eigentlich als bürokratische Erleichterung ge-

dachte Regelung, wonach Kundenanlagen nicht Teil des 
Energieversorgungsnetzes und damit von bestimmten 

Netzbetreiberpflichten ausgenommen sind, hat der 
Europäische Gerichtshof am 28.11.2024 als europa-

rechtswidrig eingestuft. Der Bundesgerichtshof hat die 

deutsche Sonderregelung mit seiner dem Europäischen 

Gerichtshof folgenden Entscheidung vom 13.5.2025 

faktisch abgeschaɆt. Die deutsche Regelung bestimmt, 
dass Kundenanlagen nicht als Verteilernetze anzu-

sehen sind. Damit unterliegen sie nicht einer Vielzahl 

von Regulierungen (z. B. EntÁechtungsvorgaben, Um-

lagenerhebung, MeldepÁichten etc.). Durch die nun vor-
liegende Entscheidung wird diese Erleichterung infrage 

gestellt und einer Vielzahl von Betreibern von Kunden-

anlagen drohen erhebliche weitere PÁichten.

Kundenanlagen treten in der Praxis in unterschied-

lichsten Konstellationen auf. So können durch die Ent-

scheidung des Europäischen Gerichtshofs Betreiber 

von Energieerzeugungsanlagen (wie etwa Photovolta-

ikanlagen oder Blockheizkraftwerke), der Zentralein-

kauf von Energie für die Unternehmensgruppe, der 
sog. Mieterstrom oder die Weiterleitung von Strom 

an Dritte (wie etwa den Kantinenbetreiber) betroɆen 
sein. Voraussichtlich nicht betroɆen sind reine Eigen
erzeugungskonstellationen, wenn diese nicht der Ver-
sorgung von Kunden dienen.

Nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs bleibt 

jetzt abzuwarten, wie der Gesetzgeber reagiert, um die 
durchaus erheblichen negativen Konsequenzen des 
Urteils durch eine Anpassung des Energiewirtschafts-

gesetzes zu begrenzen.
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DIGITALISIERUNG

2. Integration und Synchronisation 
Die Integration und Synchronisation von Daten aus ver-

schiedenen Quellen und Prozessen ist entscheidend 

für die Aussagekraft der Analysen und der damit ver-

bundenen Verbesserung der Prozessqualität.

FAZIT: Die Verbindung zwischen Prozessqualität und 
Datenqualität ist unbestreitbar. Unternehmen, die so-

wohl auf die Eɇzienz und Qualität ihrer Prozesse als 
auch auf die Qualität ihrer Daten achten, sind besser in 
der Lage, eɇzient zu arbeiten, fundierte Entscheidungen 
zu treffen und ihre Kunden zufriedenzustellen. Die 

kontinuierliche Verbesserung beider Aspekte ist daher 

von entscheidender Bedeutung für den langfristigen Er-

folg eines Unternehmens.

 

 
Kurznachrichten

	■ Mit Änderung des Außenhandelsstatistikgesetzes 
sind rückwirkend zum 1.1.2025 die Schwellenwerte 

bei Intrastat-Meldungen signiÀkant erhöht worden:

	■ für Wareneingänge aus anderen Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union von bisher 800.000 € auf 3 Mio. € 

	■ für Versendung in andere Mitgliedstaaten der Euro-

päischen Union von bisher 500.000 € auf 1 Mio. € 

	■ Ein Unternehmen, dessen Warenverkehr im lau-

fenden Kalenderjahr die festgelegten Anmelde-

schwellen überschreitet, wird ab dem Monat, in dem 
die Schwelle überschritten wurde, für die jeweili-
ge Warenverkehrsrichtung meldepflichtig. Unter-

nehmen, die die neuen Anmeldeschwellen sowohl im 
Jahr 2024 als auch im Jahr 2025 nicht überschreiten, 
sind nicht mehr dazu verpÁichtet, Intrastat-Meldun-

gen einzureichen. 

FÜR UNTERNEHMEN

Prozesseɇzienz durch Daten-
qualität, Datenqualität durch 
Prozesseɇzienz?

In der heutigen Geschäftswelt sind sowohl Prozess-
qualität als auch Datenqualität entscheidende Fak-
toren für den Erfolg eines Unternehmens. Diese 
beiden Aspekte sind eng miteinander verknüpft 
und beeinÁussen sich gegenseitig. Deshalb ist ihre 
Integration für Unternehmen von entscheidender 
Bedeutung.

Sowohl die Prozessqualität als auch die Datenquali-
tät sind entscheidende Faktoren für den Erfolg eines 

Unternehmens.

Die Prozessqualität bezieht sich dabei auf die Eɇzienz 
und EɆektivität der Geschäftsprozesse eines Unter-
nehmens. Ein qualitativ hochwertiger Prozess ist gut 
strukturiert, wiederholbar und führt zu konsistenten 
Ergebnissen.

Prozessqualität wird oft durch verschiedene Kennzahlen 
wie Durchlaufzeit, Fehlerquote sowie Anwender- und 
Kundenzufriedenheit gemessen. Diese Kennzahlen wie-

derum lassen sich im Idealfall allesamt als Datenpunkte 

aus den Prozessen sammeln. Ausgewertet können sie 

direkte Rückschlüsse auf die jeweiligen Prozesse und 

deren Potenziale liefern. Dabei ist es unerheblich, ob es 
sich um Personal-, Controlling-, Produktions- oder ande-

re relevante Prozesse dreht. 

Beispielsweise liefern hohe Fehlerquoten und mangeln-

de Datenqualität im Prozess direkte Hinweise zu in-

eɇzienten Abläufen. Gleichzeitig können Prozesse ohne 
qualitativ hochwertige Daten oftmals nicht eɇzient und 
eɆektiv ablaufen. Ungenaue oder unvollständige Daten 
führen dann im Ergebnis zu Fehlern und Verzögerungen. 

An dieser Stelle wird die Wechselwirkung deutlich. 

Deswegen sollten Unternehmen zwei Dinge simultan 

verfolgen:

1. Prozessoptimierung durch Datenqualität 
Hochwertige Daten ermöglichen es Unternehmen, 
ihre Prozesse kontinuierlich zu überwachen und zu 

verbessern. Durch die Analyse von Prozessdaten und 

Datenqualität können Schwachstellen identiÀziert und 
Maßnahmen zur Prozessoptimierung ergriɆen werden.
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Neue Mitarbeiter

Auch in den vergangenen Monaten durften wir wieder 

zahlreiche neue Gesichter in unserem Haus willkommen 

heißen – in unterschiedlichen Teams und mit vielfälti-
gem Hintergrund. Besonders freut uns der personelle 

Ausbau im Family Oɇce: Seit März ist Martin Vennedey 

als Senior Family Oɇcer an Bord, im April folgte Patrick 
Heidemanns als neuer Leiter des Bereichs.

Zudem konnten wir im März mehrere neue Kolleg:innen 

begrüßen: Karina Grosser unterstützt die Abteilung Fi-

nanzen & Controlling, Robin Lauer verstärkt als Steuer-

fachangestellter unser Steuer-Team.

Im April folgten weitere personelle Neuzugänge: Haruka  
Sato arbeitet seither als Steuerfachangestellte bei uns 

und Meggi Wojciechowska als Steuerassistentin. Au-

ßerdem freute sich unsere EDV-Abteilung über Verstär-
kung durch Systemadministrator Giovanni Kaika. Anna 
Engler gehört ebenfalls seit April zum Team Empfang & 

Konferenzen und ist eine der freundlichen Stimmen und 

Gesichter an unserem neuen Empfangsbereich in der 

Alten Kämmerei.

Seit Mai ist Maximilian Böhm als Rechtsanwalt bei uns 

tätig. Zudem begrüßen wir Vincent van der Garde, der 
unser HR-Team als Recruiter unterstützt.

Ebenfalls neue Gesichter dazu gewinnen konnte die HLB 
Schumacher Ganteführer Transfer Pricing GmbH: Seit 

April unterstützen Jacqueline Jasmin Okun als Team-

assistentin sowie seit Juni Jasmin von der Gracht als 

Consultant das Düsseldorfer Team.

International konnten wir unser Team der HLB Ganteführer 
Tax and Accounting Services in Polen weiter ausbauen: 

Seit April gehört Malgorzata Giendek zur Mannschaft 

der, im Mai folgte Malgorzata Jedrzejewska als Buch-

halterin.

Wir freuen uns über so viel Zuwachs und frische Impulse 

und heißen alle neuen Kolleginnen und Kollegen herzlich 
willkommen!

Aktuelles aus unserem Hause

Auszeichnungen

Juve Auszeichnungen 2025 – Wir gehören zu den 
Top-Adressen
Unsere Rechtsabteilung wurde im aktuellen JUVE Hand-

buch Wirtschaftskanzleien 2025 erneut ausgezeichnet: 

In der Region West zählen wir weiterhin zu den führenden 

Adressen in der Rechtsberatung – mit zwei Sternen und 

besonderer Anerkennung für unseren ganzheitlichen Be-

ratungsansatz.

Besonders hervorgehoben wurden unsere Entwicklungen 

in den Bereichen Nachfolgeplanung, allgemeines Wirt-
schaftsrecht, IT- und Datenschutzrecht, sowie Kommu-

nal- und Versicherungsrecht – Themen, die zunehmend 
von Compliance- und ESG-Anforderungen geprägt sind. 

Dabei Áießen auch die Kompetenzen unserer Tochter-
gesellschaften im Nachhaltigkeitsmanagement sowie im 

Family Oɇce nahtlos in die Mandatsarbeit ein.

Auch im JUVE Steuermarkt 2025 erhielten wir wieder 

die Bestnote mit fünf Sternen – als eine der führenden 

Steuerkanzleien im Westen.

Gewürdigt wurde unser breites Beratungsspektrum: von 

der Betreuung vermögender Privatpersonen, Start-ups und 
Stiftungen über grenzüberschreitende Fragestellungen – 

unter anderem durch unsere Polish, French und Japanese 
Desks – bis hin zur spezialisierten Expertise im Kunstmarkt.

Zudem wurden unsere strategischen Kooperationen 

hervorgehoben, etwa in der ESG- und Verrechnungs-

preisberatung sowie als ausgelagerte Steuerabteilung 

für Unternehmen.

Events

Altweiber im Disco-Fieber
Die Karnevalssession 2025 stand ganz im Zeichen un-

seres 50-jährigen Kanzleijubiläums –Unter dem Motto 

„Hütt, wie et wor, un jeck im 70er-Johr“ verwandelte sich 
die Kanzlei in eine schillernde Disco-Kulisse voller Glitzer, 
Schlaghosen und Altbier. 

Der Anlass war gleich doppelt besonders: Unsere Altwei-

berparty war nicht nur ein voller Erfolg und der Auftakt in 

unser Jubiläumsjahr, sondern zugleich auch unsere letzte 
Inhouse-Feier in den alten Räumlichkeiten am Rheinufer –  

kurz vor dem Umzug in die Alte Kämmerei.
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Ein Highlight war der 

Besuch der Prinzen-

garde - Mit schwen-

kender Fahne, karne-

valistischen Klängen 

und Orden für unser 

Team zogen die Fun-

ken einmal quer 
durch unsere Büros 

und auch unsere dies-

jährige Karaoke-Disco 

war bis zum Nachmit-

tag bestens besucht. 

Mit 70er-Jahre Kult-

Snacks, Partyklassikern und jeder Menge guter Stim-

mung endete ein Kapitel unserer Kanzleigeschichte in 

bester karnevalistischer Tradition. 

Ganteführer-Sport mit Tradition: B2 Run und 
Wessing Cup
Beim B2Run Düsseldorf am 20. Mai gingen wir über 40 

Läufer:innen – und damit fast dreimal so vielen wie im 
Vorjahr – für unser Team an den Start. Bei bestem Wetter 

und in auɆällig orangenen Trikots liefen wir gemeinsam 
die 6,2 km lange Strecke rund um die Merkur Spiel- 
Arena. Unser Einsatz wurde nicht nur mit kühlen Ge-

tränken im Ziel belohnt, sondern auch mit einem kleinen 
Beitrag zum Klima-

schutz: Für jedes an-

gemeldete Team wird 

ein Baum gepÁanzt. 
Vielen Dank an alle, 
die mitgelaufen sind –  

und an unsere Sup-

porter für ihren Ein-

satz und die tolle 

Stimmung!

Beim Wessing-Indoor-Cup, dem traditionsreichen Fuß-

ballturnier der Düsseldorfer Kanzleien, trat unser Team 
ein paar Tage später am 23. Mai auf dem Kleinfeld an. 

Trotz vollem Einsatz, spannender Spiele und lautstarker 

Unterstützung von der Seitenlinie hat es dieses Mal 

nicht ganz für die Titelverteidigung gereicht. Am Ende 

wurde es der 3. Platz für Team Ganteführer – mit viel 

Teamspirit, Sportsgeist und jeder Menge Spaß. Danke an 
alle, die mitgemacht oder angefeuert haben! 
 

Wirtschaftstag Japan 2025 
Am 26. Mai 2025 fand im Hotel Kö59 in Düsseldorf der 

diesjährige Wirtschaftstag Japan statt – ein zentrales 

Event für den deutsch-japanischen Austausch. Unter 

dem Leitthema „WasserstoɆwirtschaft – Deutsche und 
japanische Geschäftsmodelle für die Zukunft“ standen 

nachhaltige Energielösungen und innovative Technolo-

gien im Mittelpunkt.

Ganteführer war – wie auch schon in den Vorjahren –  

mit dem Japanese Desk vertreten. Unsere Kollegin  

Saeko Kawazoe, Muttersprachlerin und Rechtsanwältin 
im Team, nahm vor Ort teil und pÁegte den direkten 
Austausch mit der japanischen Business-Community. 

Im weiteren Rahmen unserer Japan-Expertise boten 

wir am 23. Juni 2025 ein englischsprachiges Fach-We-

binar in Zusammenarbeit mit dem Deutsch-Japanischen 

Wirtschaftskreis (DJW) an. Unsere Kollegin Heike Ries-

selmann vermittelte dabei einen praxisnahen Überblick 

zum Thema: Drohende US-Zölle und steuerliche Verrech-

nungspreise – was sollten Unternehmen tun? 

Teilnehmende erhielten konkrete Handlungsempfehlun-

gen im Umgang mit drohenden Handelshemmnissen und 

steuerlichen Risiken in internationalen Lieferketten.

Neue Adresse

Das Beste zum Schluss: Ganteführer ist umgezogen!
Seit dem 1. Mai sind wir im Herzen der Landeshauptstadt 
zuhause – der Umzug ist geschaɆt und wir haben unsere 
neuen Räumlichkeiten in der Alten Kämmerei direkt am 

Düsseldorfer Marktplatz bezogen. Jetzt richten wir uns 

ein, gewöhnen uns ein, und genießen die inspirierende 
Arbeitsumgebung mit historischem Flair und direktem 

Blick aufs Rathaus. In den kommenden Tagen folgt noch 

der letzte FeinschliɆ … 

Unsere neue Adresse:
Alte Kämmerei | Marktplatz 6 | 40213 Düsseldorf

Wir freuen uns schon jetzt darauf, Sie bald persönlich 
bei uns willkommen zu heißen – spätestens zur großen 
Einweihungs- und Jubiläumsparty, die wir aktuell mit Vor-
freude planen.



HLB S&G Consulting ist ein Joint Venture der Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften HLB Schumacher und  
Dr. Ganteführer, Marquardt & Partner mit Sitz in Münster 
und Düsseldorf. Die Consulting entstand 2024 aus der 

vor allem für mittelständische Unternehmen wachsen-

den Bedeutung der Themen Nachhaltigkeit und Nach-

haltigkeitsberichterstattung mit dem Ziel, die Mandan-

ten der Gesellschaften nicht nur prüferisch, sondern 
auch in der strategischen und operativen Umsetzung 

der Nachhaltigkeit ganzheitlich begleiten zu können. 

Auch wenn auf EU-Ebene durch die Omnibus-Regelung 

und der Stop-the-Clock Vorschlag zum Teil massive Ver-

änderungen der regulatorischen Rahmenbedingungen für 

Unternehmen der Entwicklung sind, bleiben die dynami-
schen Umweltbedingungen für die Unternehmen (Zölle, 
Extremwetterereignisse, bewaɆnete KonÁikte) hiervon 
unberührt. Entsprechend stehen die Unternehmen vor 

der Herausforderung, sich diesen immer schneller wer-
denden Entwicklungen pragmatisch, ressourceneɇzient 
und ganzheitlich zu stellen. Durch ein interdisziplinäres 

Team aus Nachhaltigkeitsexperten, Beratern, Rechts-

anwälten, Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern schließt 
die HLB S&G Consulting deshalb gezielt die Lücke im Be-

ratungsangebot des HLB-Netzwerks mit dem Ziel, Unter-
nehmen bei der pragmatischen und rechtssicheren Um-

setzung der neuen Richtlinien zu unterstützen.

Die Consulting hat ihr Leistungsportfolio in dem Kontext 
in drei eng miteinander verknüpfte Bereiche gegliedert 

(siehe Abbildung). Im Mittelpunkt (links) steht zunächst 

die Unterstützung von Unternehmen bei der Einhaltung 

ihrer ESG-Compliance-Anforderungen. Unternehmen 

sind zunehmend verpÁichtet, ESG-SorgfaltspÁichten zu 

erfüllen – ein Beispiel ist die EU-Entwaldungsverordnung 

(EUDR), die alle Firmen betriɆt, die etwa Holz, Kakao, 
KaɆee oder Kautschuk importieren, bereitstellen oder 
handeln. Diese Unternehmen müssen nachweisen, dass 
ihre Lieferketten entwaldungsfrei sind.

Aufbauend auf einem aktiven Compliance-Management 

unterstützen wir Unternehmen dabei, ihr Geschäftsmodell 
langfristig resilient auszurichten. Im zweiten Bereich (mit-

tig) liegt der Fokus auf der Entwicklung ganzheitlicher 

Strategien, die das Zielbild des Unternehmens unter Be-

rücksichtigung speziÀscher ESG-Risiken gestalten. Die 
frühzeitige Integration dieser Risiken ist die Grundlage 

für nachhaltiges und zukunftsfähiges Wirtschaften.

Ergänzend dazu bieten wir im Bereich der betriebs-

wirtschaftlichen Beratung (rechts) unter anderem Unter-

stützung bei der Entwicklung von Controlling-Konzep-

ten an. Auf Basis des erarbeiteten Zielbilds helfen wir 

Unternehmen, relevante und messbare KPIs zu deÀnie-

ren und ein passendes Controlling-System zu etablie-

ren. Unser Anspruch ist es, sämtliche Lösungen modu-

lar anzubieten und zweckorientiert und individuell auf 

die Bedürfnisse unserer Mandanten zuzuschneiden. 

Gleichzeitig stehen innerhalb der Consulting erfahrene 

Expert*innen bereit, um Mandanten auch mit branchen-

speziÀschen Lösungen aus der Gesundheits- und Sozial-
wirtschaft zu unterstützen.

Ansprechpartner: 
Dr. Thomas Mader  
Senior Manager/Prokurist, HLB S&G Consulting 

E-Mail: mader@schumacher-gantefuehrer.de 

Mobil: +49 (0) 1520 4112063

Unser Joint Venture: HLB S&G Consulting stellt sich vor 



Dr. Ganteführer, Marquardt & Partner mbB ist eine  
Sozietät aus Wirtschaftsprüfern, Steuerberatern und 
Rechtsanwälten. Seit Gründung im Jahr 1975 sind wir  
zu einer der führenden multidisziplinären Mittelstands- 
kanzleien in der Region Düsseldorf gewachsen. 
Mit einem Team von rund 220 Mitarbeitern beraten wir 
Unternehmen aus dem In- und Ausland, vermögende  
Privatpersonen und Family-Oɇces sowie eine Vielzahl 
von gemeinnützigen Stiftungen und Vereinen, Kommu- 
nen und kommunalen Unternehmen. 

Alle Informationen und Angaben in diesem Rundschreiben haben wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen 

jedoch ohne Gewähr. Die Informationen in diesem Rundschreiben sind als alleinige Handlungsgrundlage nicht geeignet und 

können eine konkrete Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. Wir bitten Sie, sich für eine verbindliche Beratung bei Bedarf direkt 
mit uns in Verbindung zu setzen. Durch das Abonnement dieses Rundschreibens entsteht kein Mandatsverhältnis.

Dr. Ganteführer, Marquardt & Partner mbB
Wirtschaftsprüfer · Steuerberater · Rechtsanwälte

Zudem sind wir Mitglied von HLB Deutschland, einem 
Netzwerk unabhängiger Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaften. 297 Partner und 2.675  
Berufsträger und Mitarbeiter kümmern sich um die  
Belange der meist mittelständischen Mandanten.
HLB Deutschland wiederum ist Teil von HLBI, dem inter-
nationalen Netzwerk. Mit 795 Büros in 158 Ländern sind 
wir für unsere Kunden als Mitglied so in allen bedeutenden 
Wirtschaftszentren rund um den Globus präsent.

Über uns

Ihre Ansprechpartner zu Fragen zu Steuern und Wirtschaft:

Alte Kämmerei | Marktplatz 6

40213 Düsseldorf

Telefon	 +49 (0) 211- 89 89 -0 

mail@gamapa.de

www.gamapa.de

Bernd Rühland, LL.M.
Rechtsanwalt, Steuerberater
Fachanwalt für Steuerrecht

E-Mail: ruehland@gamapa.de

Roland Moskat
Steuerberater

E-Mail: moskat@gamapa.de

Daniel Troost
Steuerberater

E-Mail: troost@gamapa.de

Claudia Stork
Wirtschaftsprüferin

Steuerberaterin

E-Mail: stork@gamapa.de

Thomas Kozik
Steuerberater, Fachberater für 
internationales Steuerrecht

E-Mail: kozik@gamapa.de

Norbert Pull
Steuerberater

E-Mail: pull@gamapa.de

Michael Baum
Wirtschaftsprüfer

Steuerberater

E-Mail: baum@gamapa.de

Rüdiger Schaar
Steuerberater, Fachberater für Cont-
rolling u. Finanzwirtschaft (DStV e.V.)

E-Mail: schaar@gamapa.de

Sabine Nowak
Wirtschaftsprüferin

Steuerberaterin

E-Mail: nowak@gamapa.de


